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EINLEITUNG 
Seit den frühen 70er Jahren wird abgebrannter Kern­
brennstoff aus Deutschland zur Wiederaufarbeitung ins 
Ausland g~bracht. Wer die Risiken des Abtransportes 
gering schätzt und die radioaktive Umweltbelastung durch 
Wiederaufarbeitungsanlagen jenseits der eigenen Gren­
zen in Kauf nimmt, mag das als ein glücklich gelungenes 
Abschieben von Problemen in andere Staaten betrachten. 

Diese Abschiebepolitik wird sich freilich ab 1994 als 
Bumerang erweisen.· Dann nämlich soll die Rückliefe­
rung von verglasten, hochaktiven Abfällen aus La Hague 
in Frankreich nach Deutschland beginnen. Weitere Ab­
fallarten sowie radioaktive Abfäl!e aus Sellafield in Engl<;md 
folgen in den Jahren danach. 

Keine Rücknahmeverpflichtung für die Abfälle, die bei 
der Wiederaufarbeitung deutscher Kernbrennstoffe im 
Ausland produziert wurden, besteht bei Kernbrennstof­
fen, die vor 1977 nach Frankreich (rund 100 Tonnen) 
bzw. vor 1973 nach Großbritannien (12 Tonnen) geliefert 
wurden /1/. Ebensowenig besteht diese Rücknahmever­
pflichtung für Abfälle bei jenen rund 240 Tonnen Kern­
brennstoff aus den Kenikraftwerken Rheinsberg und 
Greifswald in· der ehemaligen DDR; die bis 1985 in die 
Sowjetunion verbracht wurden /2/. Inwieweit diese letzt­
genannten Brennstoffe bisher überhaupt wiederaufgear­
beitet wurden; ist unbekannt. 

Die Rücknahrneverpflichtung gilt jedoch für alle anderen 
Abfälle aus La Hague und Sellafield - egal, ob ihre 
Wiederaufarbeitung durch "Altverträge" (bis 1989 ab­
geschl~ssen) oder "Neuverträge" (ab 1990 abgeschlQs­
sen) geregelt wird. Die Altverträge laufen in La Hague bis 
1998 und umfasseninsgesamt4.615 Tonnen. Rund 1.600 
Tonnen davon wurden bereits aufgearbeitet. In Sellafield 
gilt der Vertrag bis ins Jahr 2002 und betrifft 884 Tonnen, 
von denen noch nichts aufgearbeitet wurde /3/. Die daran 
anschließenden Neuverträge werden verbindlich bis 2005 
abgeschlossen, mit Optionen bis 2015. Sie umfassen 
praktisch sämtliche Brennelemente, die in Deutschland 
anfallen - das sind rund 500 Tonnen pro Jahr /1/. Etwa 
zwei Drittel davon sollen nach La Hague, ein Drittel nach 
Sellafield gebracht werden. 

Die Abfallmengen, die bei Wiederaufarbejtung in 
derart großem Maßstab produziert werden und zu­
rückgenommen werden müssen, sind gewaltig: Die 
Wiederaufarbeitung liefert mit Abstand den größten 
Beitrag zur Atommüll-Entsorgungsmisere. 96 bis 97 
Prozent aller in den Jahren 1991 bis 2000 in Deutsch­
land (alte Bundesländer) anfallenden wärmeentwik­
kelnden radioaktiven Abfälle stammen aus der Wie­
deraufarbeitung, so hat das Bundesamt für Strahlen­
schutz errechnet. "Wärmee.ntwickelnd" sind sowohl 
hochaktive als auch der stärker aktive Teil der mittel­
aktiven Abfälle --diese Abfallkategorie enthält den 
Löwenanteil der Radioaktivität. Bei den nicht-wär­
meentwickelnden Abfällen werden 1991bis2000 immer-

hin auch 40 bis 50 Prozent der anfallenden Volumina auf 
die Wiederaufarbeitung entfallen /4/. Zahlen für Gesamt­
deutschland, die die neuen Bundesländer mit berücksich­
tigen, sind nicht verfügbar- eindeutige Prognosen könneh 
zur Zeit nicht durchgeführt werden. (Das Bild wird aber 
kaum wesentlich von jenem für die alten Bundesländer 
abweichen.) 

Nachdem in der letzten Ausgabe von RESTRISIKO (Nr. 
6) vor alleJl1 die Wiederaufarbeitungsanlage La Hague 
genauer unter die Lupe genommen wurde, ist diese Aus­
gabe den Wiederaufarbeitungsabfällen gewidmet. Dabei 
konzentrieren wiruns wieder in erster Linie auf La Hague. 
Zum einen hat diese Anlage bisher eine erheblich größere 
Rolle bei der "Entsorgung" deutscher Brennelemente 
gespielt als Sellafield und wird dies auch in Zukunft tun. 
Zum anderen werden zu Sellafield 1991 von Greenpeace 
außerhalb der Reihe RESTRISIKO zwei Berichte veröf­
fentlicht, auf die wir verweisen können /5,6/. 

Kasten 1: 

AUSZUG AUS DEM DEUTSCHEN ATOMG,ESETZ 

§ 9a Verwertung radioaktiver Reststoffe und 
Beseitigung radioaktiver Abfälle 

(1) Wer Anlagen, in denen mit Kernbrennstoffen 
umgegangen wird, errichtet, betreibt, oder sonst 
innehat, wesentlich verändert, stillegt oder besei­
tigt, außerhalb solcher Anlagen mit radioaktiven 
Stoffen umgeht oder Anlagen zur Erzeugung ioni­
scher Strahlen betreibt, hat dafür zu sorgen, daß 
anfallende radioaktive Reststoffe sowie ausge­
baute oder abgebaute radioaktive Anlagenteile 

1. den in § 1 Nr. 2 bis 4 bezeichneten Zwecken 
entsprechend schadlos verwertet werden oder, 

2. soweit dies nach dem Stand von Wissenschaft 
und Technik nicht möglich, wirtschaftlich nicht 
vertretbar oder mit den in § 1 Nr. 2 bis 4 bezeich 
neten Zwecken unvereinbar ist, als radioaktive 
Abfälle geordnet beseitigt werden. 

(2) Wer radioaktive Abfälle besitzt, hat diese an 
eine Anlage nach Absatz 3 abzuliefern. Dies gilt 
nicht, soweit Abweichendes durch eine auf Grund 
dieses Gesetzes erlassene Rechtsverordnung 
bestimmt oder auf Grund dieses Gesetzes oder 
einer solchen Rechtsverordnung angeordnet oder 
genehmigt worden ist. 

(3) Die Länder haben Landessammelstellen für die 
Zwischenlagerung der in ihrem Gebiet angefalle­
nen radioaktiven Abfälle, der Burid hat Anlagen zur 
Sicherstellung und zur Endlagerung radioaktiver 
Abfälle einzurichten. Sie können sich zur Erfüllung 
ihrer Pflichten Dritter bedienen 
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Die "geordnete Beseitigung" von radioaktiven 
Abfällen: 

In dem "Entsorgungsparagraphen" 9a des deutschen 
Atomgesetzes stehen zwei Begriffe im Mittelpunkt: die 
"schadlose Verwertung" und die "geordnete Besei­
tigung" (siehe Kasten). 

Was beim Betrieb kerntechnischer Anlagen an radioakti­
ven Produkten anfällt, für die zunächst keine weitere 
Verwendungsmöglichkeit besteht, gilt erstmal grund­
sätzlich als radioaktiver Reststoff. Reststoffe sind "schad­
los zu verwerten" - soweit dies nach dem Stand von 
Wissenschaft und Technik möglich ist, ferner wirtschaft­
lich zu vertreten und mit dem Schutzzweck des Atomge­
setzes zu vereinbaren ist. Ist eine dieser Voraussetzungen 
nicht erfüllt, muß der Reststoff als radioaktiver Abfall 
betrachtet werden, für den die "geordnete Beseitigung" 
vorgeschrieben ist. 

Für die schadlose Verwertung ebenso für die geordnete 
Beseitigung ist der Abfallverursacher zuständig. Die 
"Beseitigung" schließt dabei die Endlagerung nicht ein: 
für diese ist der Bund zuständig (bisher noch; nach den 
neuesten Plänen der Bundesregierung ist hier eine Ände­
rung zu erwarten). Zur Beseitigung, und damit zum 
Verantwortungsbereich des Verursachers, gehört jedoch 

auf jeden Fall die "endlagergerechte Vorbehandlung und 
Konditionierung der radioaktiven Abfälle". Das bedeu­
tet, daß die Abfälle die Bedingungen erfüllen müssen, die 
der Bund als Betreiber für die Annahme von Abfällen in 
solchen Lagern aufstellt /7 /. 

Im Falle der Wiederaufarbeitung gelten abgebrannte 
Brennelemente als radioaktive Reststoffe, die in der 
Wiederaufarbeitungsanlage schadlos verwertet werden 
sollen. Bei dieser Verwertung entsteht neben den Produk­
ten Plutonium und Uran - von denen letzteres bisher 
allerdings kaum erneut als Kernbrennstoff genutzt wird -
eine Vielzahl verschiedener Abfälle. Diese gelten auch 
als radioaktive Abfälle im rechtlichen Sinne und müssen 
geordnet beseitigt werden. 

Die "Verwertung" abgebrannter Kernbrennstoffe in La 
Hague und auch in Sellafield kann kaum als "schadlos" 
bezeichnet werden - wie bereits im RESTRISIKO Nr. 6 
deutlich gemacht. 

Inwieweit kann bei den Wiederaufarbeitungsabfällen von 
einer "geordneten Beseitigung" gesprochen werden? Ist 
ihre "Entsorgung" überhaupt sichergestellt? Mit diesen 
Fragen wird sich diese Ausgabe von RESTRISIKO im 
folgenden näher befassen. 

Defekte Fässer im Zwischenlager.Gorleben, die hier gar nicht hätten angenommen werden dürfen - eine Facette der deutschen Entsorgungsmisere. Quelle: dpa 
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STATT KLARER KONZEPTE -
VIELE OFFEN.E FRAGEN 
Welche Abfallarte·n kommen 
überh~upt zurück? 

Diese Frage wurde bereits in zahlreichen Veröffent-li­
chungen und Verlautbarungen behandelt. Eine Reihe von 
Auflistungen liegt vor; der neueste Stand (für die Altver­
träge) ist der ersten Spalte von Tabelle 1 zu entnehmen, 
veröffentlicht von der Gesellschaft für Nuklear-Service, 
Hannover. · 

Selbst dieser grundlegende Punkt ist jedoch nicht voll­
ständig geklärt. Die Wiederaufarbeitungsverträge - so­
weit wir aus den uns vorliegenden Beispielen schließen 
können - entha:lten nämlich nur beispielhafte, aber keine 
vollständigen Aufzählungen der Abfallkategorien, die 
zurückgenommen werden müssen. Auch diese beispiel­
haften Zusammenstellungen sind dann teilweise noch 
sehr allgemein formuliert. In dem "Mustervertrag" 
(Vorlage für Wiederaufarbeitungs-Neuverträge) der 
COGEMA vom 9. Januar 1990 heißt es etwa zu den 
unbehandelten Abfällen, die dem Kunden zugeteilt wer­
den (/8/, übersetzt von der Gruppe Ökologie): 

"Solche Abfälle sollen folgende Kategorien einschlies­
sen, ohne auf sie begrenzt zu sein: 

a) feste Abfälle wie Hülsen, Kästen und andere 
mechanische Strukturteile der Brennelemente; 

b) flüssige Abfälle hoher Aktivität, w,ie etwa Spalt­
produktkonzentrate; 

c) flüssige Abfälle und Schlämme; Ionenaustauscher; 

d) oder andere Container, die technologische Abfälle 
und Filter enthalten." 

Fast genaliSO ist die entsprechende Klausel in Altverträ­
gen der COGEMA formuliert, die für die späten 70er und 
die 80er Jahre geschlossen wurden /9/. 

Verträge der Sellafield-Betreiberin British Nuclear Fuels 
Limited (BNFL) gehen von einer etwas abweichenden 
Systematik bei der Abfallklassifizierung aus, enthalten 
aber ebenfalls nur beispielhafte Aufzählungen /10/. 

Unliebsame Überraschungen sind also nicht ausgeschlos­
sen. Vielleicht wird in einigen Jahren klar, daß noch 
zusätzliche Abfallkategorien zurückgenommen werden 
müssen. Eine Prüfung der bisher v"orliegenden Abfallspe­
zifikationen und Listen rückzunehmender Abfälle gibt 
tatsächlich Hinweise auf Lücken. Zum Beispiel ist aus 
diesen Angaben nicht ersichtlich, in welcher Form TBP/ 
Kerosin-Abfälle (Abfälle mit radioaktiv kontaminierten, 
organischen Verbindungen wie den Lösungsmitteln Tri-

butylphosphat und Kerosin) aus La Hague oder mit Plu­
tonium kontaminierte Materialien aus Sellafield abge­
deckt sind. 

Tabelle 1: 

Zurückzunehmende Abfallmengen aus den Wiederaufarbeitungs-
Altverträgen Stand: September 1990 131 

Abfallkategorie Abfall- Gebindezahl 
volumina 

COGEMA (4.615 t Uran) 

Verglaste hochaktive Abfälle 620 m3 3460 Kokil len 

zementierte Hülsen und 
Strukturteile 3.320 m3 1850 Fässer 

Bituminierte Schlämme 13.500 m3 3460 Container 

zementierte technologische 
Abfälle, hoher Alpha-Gehalt 28.100 m3 3230 Container 

Zementierte technologische 
Abfälle, niedriger Alpha-Gehalt 23.580 m3 35200 Fässer 

BNFL (884 t Uran) 

Verglaste hochaktive Abfälle 110 m3 600 Kokillen 

zementierte Hülsen, 
Strukturteile und Klärschlämme 635 m3 1025 Fässer 

zementiertes Karbonat und Crud 100 m3 78 Guß-
behälter 

Kompaktierte schwachaktive 
Abfälle 6.750 m3 620 Container 

Insgesamt handelt es sich um 3.850 m3 wärmeentwickelnde 
und 65.180 m3 nicht-wärmeentwickelnde Abfälle von COGEMA, 
sowie 750 m3 wärmeentwickelnde, und 6.930 m3 nicht-wärme-
entwickelnde Abfälle von BNFL. 

In welcher Form kommen die 
Abfälle zurück? 
Abbildung 1 in RESTRISIKO Nr. 6 stellt bereits die 
radioaktiven Abfälle dar und gibt die jeweiligen Mengen 
pro Tonne aufgearbeiteten Kernbrennstoffs an, die bei der 
Wiederaufarbeitung in La Hague anfallen. Tabelle 1 die­
ser Ausgabe listet nun die neusten.Zahlenwerte auf, die 
gemäß den Wiederaufarbeitungs-Altverträgen nach An­
gaben der Nuklearindustrie für die einzelnen Abfallkate­
gorien zu erwarten sind. Sie entsprechen weitgehend den 
Angaben in RESTRISIKO Nr. 6. Die Volumina an bitu­
minierten, also in asphaltähnliche Substanzen gebunde­
nen, mittelaktiven Abfällen bzw. technologischen Abfäl­
len mit hohem Gehalt an Alpha-Strahlern sind allerdings 
gemäß Tabelle 1 erheblich größ~r als nach Abbildung 13 
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von RESTRISIKO Nr. 6. Der Grund dafür ist, daß in 
dieser Abbildung die Volumina auf unverpackte Fässer 
bezogen sind, während in Tabelle 1 d.avon ausgegangen 
wird, daß je vier bzw. je zwei Fässer dieser beiden 
Abfallarten nochmals in einen Container gepackt werden. 
Dadurch vergrössert sich das Volumen. 

Tabelle 1 zeigt im übrigen einmal mehr, in welchem 
Ausmaß Wiederaufarbeitung die Menge radioaktiver 
Abfälle vergrößert. Aus einer Tonne Brennstoff (Netto -
Volumen: etwa 0,5 Kubikmeter; zur direkten Endlage­
rung verpackt, beträgt das Brutto -Volumen etwa 2,3 
Kubikmeter /12{) entstehen in La Hague 15 Kubikmeter 
radioaktive Abfälle, in Sellafield 8,6 Kubikmeter. (Die 
Ursachen für die Diskrepanz zwischen den beiden Anla­
gen sind unbekannt und verstärken die Zweifel an der 
Vollständigkeit der offiziellen Auflistungen - möglicher­
weise sind die aus Sellafield bisher vorliegenden Anga­
ben besonders lückenhaft.) 

Die "Spezifikationen" radioaktiver Abfälle 

Die Wiederauf arbeitungsabfälle werden - dies ist in den 
Verträgen festgelegt - durch "Spezifikationen" beschrie­
ben. Darin werden, für jede Abfallkategorie separat, die 
wichtigsten Eigenschaften festgehalten (Gewicht, chemi­
sche Zusammensetzung, Beschreibung der Behälter, 
Radionuklidgehalt, Wärmeleistung, Auslaugrate, Strah­
len_beständigkeit u.a.m.). Diese Angaben haben den Cha­
rakter von Durchschnitts- oder Richtwerten. Für einige 
Bestimmungsgrößen werden weiterhin Grenzwerte ange­
geben, die auf jeden Fall eingehalten werden müssen (so- · 
genannte "garantierte Parameter"). Die wohl wichtigste 

Tabelle 2: 

Angabe dabei bezieht sich auf den Radionuklidgehalt. 
Schlie~lich werden auch die Konditionierungsverf ahren 
kurz beschrieben und die Prinzipien der Qualitätskontrol­
le festgehalten. 

Die Spezifikationen müssen von den zuständigen franzö­
sischen bzw. britischen Behörden im Zuge des Genehmi­
gungsverfahrens für die jeweilige Abfallbehandlungsan­
lage akzeptiert werden. Weiterhin werden sie den Kunden 
(d.h. den Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die wie­
deraufarbeiten lassen) übergeben. Die Kunden müssen 
sie der zuständigen deutschen Behörde (Bundesumwelt­
ministerium, BMU) vorlegen, die sich innerhalb von zwei 
Jahren nach Übergabe der Endfassung äußern muß, ob die 
Spezifikation akzeptiert wird oder nicht. 

In Tabelle 2 ist die Situation bei den Abfall-Spezifikatio­
nen kurz zusammengefaßt. Wie daraus ersichtlich, lag bis 
Januar 1991 lediglich die Zustimmung des BMU zu den 
Spezifikationen für hochaktive, verglaste Abfälle aus La 
Hague vor. Die Beurteilung der anderen Abfallspezifika­
tionen befindet sich noch in Vorbereitung. Für die bitumi­
nierten Abfälle aus La Hague liegt die endgültige Form 
noch gar nicht vor. (Die interessante Frage, was ge­
schieht, wenn die deutsche Seite Spezifikationen nicht 
akzeptiert, wird weiter unten behandelt.) 

Soviel zum Formalismus. Wie aber sieht die Realität der 
Abfallbehandlung aus? Bei den wichtigsten Abfallkate­
gorien bestehen noch viele ungelöste Probleme, und 
zahlreiche Entwicklungsarbeiten sind erforderlich. Die 
Spezifikationen werden sich wahr-scheinlich noch we­
sentlich ändern - auch jene für verglaste Abfälle. 

Status der Spezifikationen für die Wiederaufarbeitungsabfälle aus La Hague und Sellafield 
Stand: Januar 1991 /11 / 

Abfallkategorie Stand Status der Behördliche Stellungnahme 
Spezifikation 

Frankreich Bundesrepublik 
Deutschland 

COGEMA 

Verglaste hochaktive Abfälle 7/1986 _ endgültig akzeptiert akzeptiert 

Zementierte Hülsen und Strukturteile 3/1990 endgültig akzeptiert in Prüfung 

Bituminierte Schlämme 1 /1989 Entwurf vorläufig akzeptiert in Prüfung 

Technologische Abfälle 1/1990 endgültig akzeptiert in Prüfung 

BNFL 

Verglaste hochaktive Abfälle 3/1990 endgültig , ~ akzeptiert in Prüfung11 

zementierte Abfälle2l 3/1990 endgültig akzeptiert in Prüfung 

Kompaktierte schwachaktive Abfälle 5/1990 endgültig in Prüfung in Prüfung 

Fußnoten: 
11 Vorläufer der Spezifikationen wurden von deutscher Seite bereits positiv bewertet. 
21 Beinhaltet: Hülsen, Strukturteile, Klärschlämme, Karbonat und Crud. 
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Verglasung. hochaktiver Abfälle in La Hague 

Zur Verglasung vorgesehen sind die konzentrierten Spalt­
produktlösungen aus der Uran- und Plutonium-Extrak­
tion sowie Klärschlämme, die nach der Auflösung der 
Brennstoffe abgetrennt werden, und Abfallösungen aus 
anderen Stufen des Wiederaufarbeitungsprozesses. 

Der zu verglasende Abfall wird zunächst in einem Dreh­
rohr-Ofen kalzinien (durch Erhitzen getrocknet). Der 
kalzinierte Abfall gelangt dann in einen elektrisch beheiz­
ten Schmelzofen, wo er mit Glaspulver gemischt wird. 
Bei Temperaturen über 1100 Grad Celsius entsteht eine 
radionuklidhaltige Glasschmelze. Diese wird chargen­
weise in Stahlbehälter, sogenannte Kokillen, gefüllt, die 
nach ihrer Abkühlung zugeschweißt werden. 

Die erste Verglasungsanlage in La Hague, die zu UP2-
800 (Usine de Plutonium 2-800) gehörige R7, wurde 
Mitte 1989 in Betrieb genommen*. Bei der praktischen 
Verwirklichung dieses Verfahrens tritt eine Reihe von 
Problemen auf, die bisher noch nicht im Griff sind. Dies 
ist unter anderem dem neuesten Fünfjahresplan für For­
schung und Entwicklung des französischen Commissa­
riat a l'Energie Atomique (CEA) zu entnehmen /13/. 

Die Probleme beginnen schon damit, daß zur Zeit nicht 
alle Abfälle verglast werden können, die gemäß Spezifi­
kationen zur Verglasung bestimmt sind: Feedklärschläm­
me können zum Beispiel in der Verglasungsanlage R7 
nicht behandelt werden, da noch Untersuchungen zur 
Glasstabilität nach Einbau der Schlammpartikel erforder­
lich sind. 

Weiterhin bestehen Probleme mit der Korrosion des 
Schmelzo:(ens durch flüchtige Stoffe wie vor allem Mo­
lybdän, Cäsium und Tellur; Probleme, die sich laut CEA 
als "wichtiger als vorhergesehen" /13/ erweisen könn­
ten. Kritisch ist überdies der Wärmetransfer im Inneren 
des Schmelzofens. Durch Aufrühren der Schmelze mit­
tels Einblasen von Stickstoff kann er verbessert werden. 
Dabei besteht jedoch ein fataler Zielkonflikt: Verbesser­
tes Rühren führt gleichzeitig zu erhöhter Freisetzung 
flüchtiger Stoffe ins Abgas und damit auch zu verstärkter 
Korrosion. Der Spielraum für eine Weiterentwicklung 
des Verfahrens ist also eingeengt. 

Andere betriebliche Probleme betreffen unter anderem 
das Betriebsverhalten der Rollenlagerung des Drehrohr­
Kalzinators sowie die Haltbarkeit der Thermoelemente. 

Beim Abkühlen des Glases entstehen Sprünge, die seine 
spätere Haltbarkeit herabsetzen. Der Fünfjahresplan des 
CEA fordert eine Verringerung dieser "Fr4:turation". 

Völlig ungelöst ist die Qualitätskontrolle der verglasten 
Produkte. Ein Konzept für die Kontrolle der Glasblöcke 
muß erst noch ausgewählt und dann erprobt werden. 
Möglichkeiten, aus der Glasschmelze Proben nehmen zu 

* Anmerkung: Der Plan der Wiederaufarbeitungsanlage La Hague in RESTRI­
SIKO Nr.6 gibt eine Übersicht über die verschiedenen Anlagenteile. 

können, müssen erst noch entwickelt werderi. Dabei 
können sich Rückwirkungen auf das gesamte Schmelz­
v~rfahren ergeben. 

Auch die bei dem derzeitigen Verfahren erreichten Tem­
peraturen (1150 Grad Celsius bis 1200 Grad Celsius) 
werden vom CEA als problematisch angesehen. Um 
Material mit guter Qualität zu erzielen, seien höhere 
Temperaturen erforderlich. 

Schließlich noch ein sehr wichtiger Punkt, der vom CEA 
wie folgt dargestellt wird (/13/, übersetzt von der Gruppe 
Ökologie): 

"Zur Verbesserung der Dekontamination der Glas­
behälter nach ihrer Füllung wird noch eine erhebliche 
Anstrengung unternommen werden müssen; die bei der 
Inbetriebnahme von R7 erhaltenen Ergebnisse machen 
es erforderlich, neue, leistungsfähigere Prozesse zu ent­
wickeln." 

Hinter dieser knappen Aussage verbergen sich nach unse­
rer Einschätzung schwerwiegende Probleme. Die Konta­
mination der Kokillen muß sehr hoch sein, wenn der CEA 
es als erforderlich ansieht, neue Dekontaminationsver­
fahren zu entwickeln. Offensichtlich ist die Abdichtung 
der Kokillen während der Befüll- und Schmelzvorgänge 
unzureichend, so daß große Mengen radioaktiver Abgase 
in die Zelle gelangen, in der die Behälter stehen, und sich 
außen an den Behältern absetzen. 

Der Verglasung kommt bei der Abfallbehandlung eine 
zentrale Stellung zu, da rund 98 Prozent der Gesamt- . 
Radioaktivität aller Abfallströrrie in die Glaskokillen 
eingebracht werden sollen. Ausreichende Kontrollmög­
lichkeiten des Verfahrens sowie erstklassige Langzeitsta­
bilität wären daher von besonderer Bedeutung. Nach 
einer Stellungnahme des College de la Prevention des 
Risques Technologiques, erstellt im Auftrag des franzö­
sischen Industrieministeriums, ist die Glasmatrix langfri­
stig weniger sicher (das heißt weniger auslaugbeständig) 
als die Urandioxid-Matrix des abgebrannten Kernbrenn­
stoffes, wenn dieser direkt endgelagert wird /14/. 

Zementierung von Hülsen und Strukturteilen 

Bei den "Hülsen und Strukturteilen" handelt es sich um 
Reste von Brennelementen, die nach der Auflösung zu­
rückbleiben. Auf diese Abfallkategorie entfallen rund 2 
Prozent der Gesamt-Radioaktivität. Sie ist - wie die 
verglasten Abfälle - wärmeentwickelnd. Ihre Behand­
lung wurde bisher noch nicht praktiziert. Mit der Inbe­
triebnahme von UP3 1990/91 läuft sie im Anlagenteil Tl 
an. 

Hierbei handelt es sich aber nur um ein Provisorium. Der 
Betrieb der Zementieranlage in Tl ist nur für 5 Jahre 
genehmigt. Danach muß das Verfahren entweder auf eine 
verbesserte Zementart (vor allem mit besserer Cäsium­
Rückhaltefähigkeit) umgestellt werden; oder das Zemen­
tierungskonzept wird völlig aufgegeben, und die Hülsen 
und Strukturteile werden eingeschmolzen/13/. Das Schmel-
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Friedhof bei Sellafield. Aus einem Brief aus Cumbria, der Region um Sellafield, an die Deutschen und ihre Regierung: "Schicken Sie bitte keinen Atommüll mehr 
nach Sellafield, wir haben schon genug! Lagern Sie ihn irgendwie selber. .. " Quelle: Morgan/Greenpeace 

zen ist ein völlig neues, unerprobtes Verfahren, dessen 
Einführung mit weiteren Verzögerungen verbunden wäre. 
Hochinteressant ist auch, daß trotz dieser noch völlig 
offenen Situation, von COGEMA den deutschen Kunden 
bereits endgültige Spezifikationen für diese Abfallkate­
gorie, Hülsen und Strukturteile, vorgelegt wurden! 

Zement enthält bekanntlich Wasser, das durch Strahlung 
zersetzt wird (sogenannte Radiolyse). Dabei entsteht 
Wasserstoff, ein Gas, das bei Konzentrationen von über 
vier Volumenprozent in Luft explosiv verbrennen kann. 
Die Bildung von Radiolyse-Gas in zementierten Hülsen 
und Strukturteilen scheint von den französischen Behör­
den nicht als besonderes Problem gesehen zu werden. Der 
CEA-Fünfjahresplan spricht lediglich davon, das Berech­
nungsmodell für das Aus-gasen aus den Abfallgebinden 
noch einer Verifikation zu unterziehen. 

Insgesamt sechs verschiedene Varianten zur Behandlung 
von Hülsen und Strukturteilen wurden im Rahmen eines 
von der Kommission der Europäischen Gemeinschaft 
finanzierten Forschungsprogrammes betrachtet und ge­
genübergestellt. Beteiligt waren daran das CEA, das bel­
gische Forschungszentrum Mol und die bekalli\.te deut­
sche Firma NUKEM. Soweit aus dazu vorliegenden 
Berichten zu ersehen ist, gehen diese Arbeiten auf das 
Problem der Gasbildung bei verschiedenen Verfahren 
überhaupt nicht ein /15/. 

Im Gegensatz dazu steht ein Bericht aus dem Kernfor­
schungszentrum Karlsruhe, in dem immerhin angemerkt 
wird /16/: 

" ... die Freisetzung von gasförmiger Aktivität und von H2 

aus dem in Beton gebun,denemAbfall während des Betrie­
bes des Endlagers mag mit Nachteilen verbunden sein." 
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Die Wissenschaftler aus Karlsruhe wissen, wovon sie 
sprechen: Brennelementhülsen aus der Wiederaufarbei­
tungsanlage Karlsruhe werden schon seit geraumer Zeit 
zementiert, und es wurden Messungen zur Gasfreisetzung 
unter kontrollierten Umständen durchgeführt. Bei einer 
Versuchszeit von 5,5 Jahren lag der Wasserstoffanteil in 
der Atmosphäre der Abfallfässer zwischen drei und vier 
Volumenprozent, nach Erwärmung auf 50 Grad Celsius 
bei über fünf Volumenprozent. Die Freisetzungsrate bei 
90 Grad Celsius betrug nach 5,5 Jahren 1,7 Liter Wasser­
stoff pro Jahr (bezogen auf Normaldruck)' /17, 18/. 

Die Gasbildung nimint mit der Zeit durch das Abklingen 
der Radioaktivität ab. Da diese Abfälle aber auch langle­
bige Alpha-Strahler enthalten, kommt sie auch im Ver­
lauf von Zehntausenden von Jahren nicht völlig zum 

·Erliegen. Durch diese Langzeit-Gasfreisetzung kann die 
Sicherheit des Endlagers nachhaltig beeinträchtigt wer-
den. 

Angesichts dieser Probleme ist das Zementieren von 
Hülsen und Strukturteilen keinesfalls ein akzeptables Be­
handlungsverfahren. Hier zeichnen sich möglicherweise 
Konflikte zwischen der deutschen und der französischen 
Seite ab: In Deutschland müssen die Probleme der Gasbil­
dung aufgrund der vorliegenden Erkenntnisse auch bei 
staatlichen Stellen doch ernster genommen werden, als 
dies in Frankreich der Fall zu sein scheint. 

Bituminierung radioaktiver Schlämme 

Auf die zu bituminierenden Abfälle - Schlämme aus der 
Abwasserreinigung- entfallen nur einige Hundertstelpro­
zent der Oesamtaktivität. Die Schwierigkeit liegt hier in 
der komplexen chemischen Form, in der sie anfallen. Die 
erste Bituµünierungsanlage in La Hague (in STE3) läuft 



seit Mitte 1989. Wie die Verglasung ist auch die Bitumi­
nierung mit großen Problemen behaftet /13/: 

Die Schwierigkeiten beginnen damit, daß es bisher nicht 
möglich war, ein Bitumen zu finden, das allen Anforde­
rungen genügt. Der ursprünglich vorgesehene Typ R90/ 
40 sollte mit 18,5 Terabecquerel (TBq, 1012 Bq) Radionu­
kliden pro Gebinde beladen werden. 1986 wurde zum Typ 
80/100 übergegangen, der bei niedrigeren Temperaturen · 
eingesetzt werden kann Ue höher die Temperatur bei der 
Bituminierung, desto größer die Gefahr unerwünschter 
chemischer Reaktionen). 80/100 neigt aber zum Aufblä­
hen durch Radiolyse-Gase (wobei unter Umständen auch 
explosive Gasgemische entstehen können). Daher wurde 
bisher nur eine Beladung mit 3,5 TBq pro Gebinde 
genehmigt. 1990 wurde der Übergang auf einen neuen 
Bitumen-Typ empfohlen, um wieder 18,5 TBq pro Gebin­
de erreichen zu können. Die Mechanismen der Aufblä­
hung müssen aber noch untersucht werden, da sie bisher 
nicht ausreichend verstanden sind. 

Ein weiteres Problem des zur Zeit vorgesehenen Bitu­
mens ist seine geringe Stabilität bei erhöhten Temperatu­
ren. Schon bei 40 Grad Celsius tritt Erweichung ein. Die 
Anforderungen, die an die in Schacht Konrad einzula­
gernden Abfallprodukte nach den bisherigen Plänen ge­
stellt werden, sind damit nicht erfüllt. Eine der Grundan­
forderungen des Bundesamtes für Strahlenschutz lautet, 
daß die Abfallprodukte in fester Form vorliegen müssen. 
Bei Gebirgstemperaturen zwischen 43 Grad Celsius und 
53 Grad Celsius zwischen der 800 Meter-Sohle und der 
1300 Meter-Sohle des Endlagerbergwerkes ist das bei 
diesem Bitumenprodukt nicht mehr gegeben /19/. 

Die Bituminierungsanlage in La Hague ist zur Zeit nur im 
Probebetrieb; es handelt sich, ebenso wie bei der Zemen­
tierung von Hülsen und Strukturteilen um ein Proviso­
rium. Eine endgültige Inbetriebnahme kann frühestens 
Mitte 1993 erfolgen, falls das Problem der Bitumen­
Qualität bis· dahin gelöst sein sollte. In dieser Anlage gab 
es auch Probleme mit Korrosion und der Qualität der 
Werkstoffe. Nachdem zunächst der weitgehende Einsatz 
des korrosionsfesten, aber schwer zu verarbeitenden Metalles 
Zirkon vorgesehen war, mußte dann doch wieder auf 
stählerne Tanks zurückgegriffen werden (siehe RESTRI­
SIKO Nr. 6). 

Es ist fraglich, ob ein neuer Bitumen-Typ gefunden wer­
den kann, der wesentlich bessere Eigenschaften aufweist 
als die bisher erprobten. Bei jedem Bitumen bleiben zwei 
unvermeidliche Probleme bestehen: (a) Brennbarkeit; (b) 
geringe Festigkeit. Das CEA faßt daher mittelfristig die 
Möglichkeit ins Auge, vom Bitumen ganz abzugehen und 
stattdessen Keramik oder Glas einzusetzen /13/. Damit 
würde der vorliegende Spezifikations-Entwurf für diese 
Abfallkategorie vollends zu Makulatur. 

Zementierte technologische Abfälle 

Jene Abfälle, die bei Instandhaltungs- und Reparatur­
arbeiten in der Anlage anfallen, werden in Frankreich als 
"technologische Abfälle" bezeichnet. Solche Abfälle -

auf die insgesamt rund 0,03 Prozent der Radioaktivität 
entfällt - werden bereits seit Jahren in La Hague zemen­
tiert. Anfang 1990 ist die Behandlungsanlage AD2 in 
Betrieb gegangen, die UP2-800 und UP3 "bedienen" 
soll /20/. 

Die Behandlung der technologischen Abfälle ist relativ 
einfach. Das Aktivitätsinventar ist ziemlich niedrig, und 
es gibt keine speziellen chemischen Probleme. Die Abfäl­
le sind nicht wärmeentwickelnd. 

Wie aus Tabelle 1 ersichtlich, werden bei diesen Abfällen 
zwei Kategorien unterschieqen: Mit hohem Gehalt an 
Alpha-Strahlern (über 3,7 Gigabecquerel pro Tonne -
GBq/t; 1 GBq = 109 Bq) und mit niedrigem Gehalt an 
Alpha-Strahlern (unter 3,7 GBq/t). Die Abfälle mit ho­
hem Alpha-Gehalt kommen aus den stärker radioaktiv 
kontaminierten Anlagenbereichen ("Zone 4") und ent­
halten in der Regel auch mehr Beta/Gamma-Strahler als 
jene der anderen Kategorie (aus den Zonen 2 und 3) /21, 
22/. 

Die Abfälle aus Zone 4 sind für die Endlagerung proble­
matisch. Sie sollen in sogenannten Asbestzement-Behäl­
tern aus La Hague angeliefert werden. In dieser Form sind 
sie jedoch - nach dem jetzigen Planungsstand - für eine 
Einlagerung in Konrad nicht geeignet. Der Gehalt an 
radioaktiven Stoffen kann über den zulässigen Aktivitäts­
werten liegen, mit denen die thermische Belastung des 
Gesteins begrenzt werden soll. Im Einzelfall würde dies 
dennoch eine Einlagerung gestatten, wenn zum Aus­
gleich andere Gebinde eingelagert werden, die entspre­
chend unter dem zulässigen Wert liegen; bei einer großen 
Zahl derartiger Behälter wäre dies aber kaum mehr prak­
tikabel. Daher sollen je zwei der Asbestzement-Behälter 
(Gesamtvolumen: 2,4 m3) in einen Con,tainer vom Typ 
"Konrad III" (Volumen: 8,7 m3) eingebracht werden. 
Der verbleibende, leere Raum wird mit Beton vergossen. 

Für die großen Container gelten nun erheblich höhere 
Aktivitätsgrenzwerte als für die beiden kleineren Behälter 
zusammengenommen. Diese Grenzwerte können dann in 

. der Regel voraussichtlich eingehalten werden, so daß die 
Abfälle durch diesen Trick "Konrad-gängig" gemacht 
werden. Der Preis ist eine nochmalige, beträchtliche 
Vergrößerung der Abfallvolumina. 

Diese "Lösung" ist offensichtlich mehr als unbefriedi­
gend. Seit Jahren ist es ein erklärtes Ziel der Abfallbe­
handlung, die Abfälle in eine möglichst konzentrierte 
Forin zu bringen, um den Platzbedarf zu senken. Ein 
"Verdünnen" der Abfälle, um Grenzwerte zu unter­
schreiten, steht dazu im Widerspruch. Überdies gestaltet 
sich eine Überprüfung der Abfälle, sollte sie aus irgend­
einem Grund nach dem Vergießen der Behälter im Con­
tainer erforderlich werden, als sehr schwierig. 

Werden Abfälle, deren Radionuklidgehalt dem in den 
Spezifikationen garantierten Maximalwert entspricht, in 
den Container eingebracht, dann liegen ihre Werte nur 
knapp unter dem Konrad-Aktivitätsgrenzwert. Schon 
Abweichungen von wenigen Prozent nach oben können 
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den Container dann zu einem Sonderfall machen, der einer 
Ausnahmegenehmigung vom Bundesamt für Strahlen­
schutz bedarf /23/. Oder wird dann die "Verdünnung" 
einfach einen Schritt weiter getrieben, indem nur noch ein , 
Asbestzei;nent-Behälter in den Konrad III-Container ein­
gebracht wird? Damit würde jeder Willkür Tür und Tor 
geöffnet. 

Abfallbehandlung in Sellafield 

Die aus Sellafield zurückerwarteten Abfallkategorien und 
Mengen sowie der Status der Spezifikationen können der 
Tabelle 1 entnommen werden. Insgesamt ist die techni­
sche Realisierung der Abfallbehandlung in Großbritan­
nien weniger weit fortgeschritten als in Frankreich. Die 
Anlage THORP (Thermal Oxide Reprocessirig Plant), in 
der Leichtwasserreaktor-Brennstoffe aufgearbeitet wer­
den sollen, wird nach derzeitigem Planungsstand erst 
1992/93 in Betrieb gehen /24/. 

Die Verglasungsanlage WVP (Windscale Vitrification 
Plant) nahm im Juli 1990 ihren Betrieb auf /25/. Zunächst 
sollen Abfälle aus der Magnox-Wiederaufarbeitung be­
handelt werden. Informationen über Betriebserfahrungen 
liegen bisher nicht vor. Die WVP benützt jedoch das 
französische Verglasungsverfahren, so daß an~unehmen 
ist, daß sie von den in La Hague aufgetretenen Problemen 
nicht verschont bleiben wird. Der einzige wesentliche 
Unterschied besteht darin, daß in Sellafield erst gar niCht 
angestrebt wird, auch die Feedklärschlämme zu vergla­
sen. Diese sollen vielmehr gemeinsam mit den Hülsen 
und Strukturteilen zementiert werden. Dies soll in der 
Anlage EP2 (Encapsulation Plant 2) geschehen, die in der 
zweiten Jahreshälfte 1992 in Betrieb gehen soll /24/. 

In einer weiteren Zementierungsanlage sollen Rückstän­
de aus der Transportbehälterspülung und derLagerbek­
kenreinigung (Crud) behandelt werden/24/. Ebenfalls zur 
Zementierung und Rücklieferung vorgesehen ist Barium­
karbonat, das bei der Abtrennung von radioaktivem 
Kohlenstoff-14 aus demAuflöserabgas von THORP anfällt 
/3/ (in La Hague ist eine Rückhaltung von C-14 nicht 
vorgesehen). · · 

Weiterhin soll auch Plutonium-kontaminierter, schwach­
aktiver Abfall in einer eigenen Anlage zementiert werden 
/26/. Wir haben bereits darauf hingewiesen, daß interes­
santerweise diese Abfallkategorie bei denbisher in Deutsch­
land veröffentlichten Aufstellungen über rückzunehmen­
de Abfälle nicht erschien. Brennbare Mischabfälle aus 
allen Anlagenteilen beinhalten gering kontaminierte Abfälle 
aus Produktion, Wartung und Reparatur und entsprechen 
etwa den technologischen Abfällen in La Hague. Diese 
Abfälle sollen in keine Matrix eingeschlossen, sondern 
zwecks Volumenreduzierung unter hohem Druck ver­
preßt werden. 

Eine Bituminierung von Abfällen ist in Sellafield nicht 
vorgesehen. 

j 

Insgesamt ergibt sich das Bild, daß außer der WVP sowie 
einer für Magnox-Abfälle bestimmten Zementierungsan-
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lage EP 1, die öeide seit Sommer 1990 in der Inbetriebnah-
• mephase sind, in Sellafield noch keine der Abfallbehand­
lungsanlagen läuft. Ein verbindliches Inbetriebnahmeda­
tum wurde bisher außer für die EP2 (1992) in britischen 
Veröffentlichungen für die geplanten Anlagen auch noch 
nicht genannt. 

"Altlasten" in La Hague und Sellafield 

Bisher haben wir uns in unserer Untersuchung auf die 
Gegenwart und Zukunft konzentriert, auf die Frage, wie 
beim zukünftigen Wiederaufarbeitungsbetrieb die Ab­
fallb.ehandlung funktionieren kann und wird. 
Interessant ist aber auch der Blick in die Vergangenheit: 
Sowohl in Sellafield als auch in La Hague lagern gewal­
tige Mengen unkonditionierter, radioaktiver Wiederauf­
arbeitungsabfälle, in Sellafield fast ausschließlich aus der 
Wiederaufarbeitung von Gas-Graphit-Reaktorbrem1stoff, 
in La Hague zu einem guten Teil auch aus der Aufarbei­
tung von Leichtwasserreaktor-Brennstoff seit ~976. Die­
se "Altlasten" lagern zum Teil unter völlig unkontrollier­
ten Bedingungen, so daß es schon ein Problem darstellt, 
überhaupt an sie heranzukommen und sie zum Zweck der 
Behandlung aus den Silos zu fördern. Oft ist die Behand­
lung von Alt- und Neuabfällen eng verknüpft und soll in 
der gle_ichen Anlage stattfinden. 

Tabelle 3: 

Angaben zu den Abfallvolumina (Nettovolumen, ohne Container) 
pro Tonne wiederaufgearbeitetem Brennstoff in La Hague, für 
1984 (bzw. 1986) und 1990 /3, 21, 28, 29/: 

Abfallkategorie Volumen 1984 Volumen 1990 Zunahme 

Verglaste 
hochaktive Abfälle 1l 0,11 m3 0,13 m3 18 % 

zementierte Hülsen 
und Strukturteile 0,7 m3 0,7 m3 -

Bituminierte Schlämme 0,5 m3 0,6 m3 20% 

Technologische Abfälle, 
m3 hoher Alpha-Gehalt 1,2 1,7 m3 42% 

Technologische Abfälle, 
m3 niedriger Alpha-Gehalt 3,5 5,1 m3 46% 

11 Stand von 1986 und 1990. 

Vo'u Sellafield ist überdies bekannt, daß dort über 9Ö 
Prozent der Abfälle, die in den rund 30 Jahren des zivilen 
britischen Atomprogrammes angefallen sind, lagern -
zum großen Teil in flüssiger Form /27 /. 

Zu La Hague verfügen wir über detaillierte Informationen 
aus einem internen Dokument der COGEMA vom Juli 

· 1990. Wir haben den Inhalt dieses brisanten Papiers in 
Anhang 1 kurz zusammengefaßt. Angesichts der Situa­
tion in La Hague, dit< durch ein Neben- und Durcheinan­
der von Provisorien, Neuentwicklungen und ungelösten 
Problemen gekennzeichnet ist, erscheint es besonders 
fragwürdig, daß diese Anlage die Hauptstütze der deut­
schen "Entsorgung" ist und bleiben soll. 



Wir nehmen an, daß die Situation in Sellafield im Hin­
blick auf Abfall-Altlasten keineswegs günstiger ist als in 
LaHague. 

Welche Abfallmengen müssen 
zurückgenommen werden? 

Diese Frage kann schon allein deshalb nicht exakt beant­
wortet werden, weil nicht klar ist, ob zu den bisher 
aufgelisteten Abfallkategorien nicht noch weitere hinzu­
kommen. 

Davon einmal abgesehen, bestehen bei den meisten in 
Tabelle 1 angeführten Abfallkategorien, wie oben ge-

. zeigt, schwerwiegende Probleme, die mit dem Behand­
lungsverfahren, aber auch mit der chemischen Zusam­
mensetzung und der Stabilität der Produkte zusammen­
hängen. Bemühungen, diese Probleme in den Griff zu 
bekommen, sind im Gange. Inwieweit sie erfolgreich sein 
werden, kann nur Gegenstand von Vermutungen sein.' 
Jedenfalls muß in dieser Situation damit gerechnet wer­
den, daß sich die zurückzunehmenden Abfälle noch we­
sentlich ändern können - auch in jenen Fällen, in denen die 
Wiederaufarbeiter bereits Spezifikationen in endgültiger 
Form vorgelegt haben. 

Mit solchen Änderungen der Abfallform können sich 
auch die Abfallvolumina ändern, so daß auch diese heute 
nicht genau vorhersehbar sind. Die bisherigen offiziellen 
Angaben können lediglich als sehr grobe Richtwerte 
angesehen werden. , 

In der Tat haben sich s~hon vo11 Mitte der 80er Jahre bis 
1990 - also in einem Zeitraum, in dem die Abfallbehand­
lung praktisch noch nkht gelaufen ist ._ zum Teilnennens­
werte Änderungen in den Angaben zu den Abfallvolumi­
na ergeben. Für die · Abfälle aus La Hague sind sie in 
Tabelle 3 zusammengestellt. Wie ersichtlich, ergeben 
sich bei zwei Abfallkategorien Zunahmen von über 40 
Prozent. 

Lagerung von Betonbehältern mit mittelaktiven Abfällen auf dem Gelände des 
Kernforschungszentrums Karlsruhe. Besonders für diese Abfallkategorie (mit­
tel- und schwachaktive Abfälle) sucht die Bundesrt?gierung dringend nach 
einer Lösung, da in ein paar Jahren alle Zwischenlager voll sind. Quelle: dpa 

Jede Vorhersage wird dadurch noch unsicherer, daß die 
Wiederaufarbeitungsverträge die Möglichkeit von 
"swaps", also Austausch von Abfällen, offenhalten (das 
bedeutet, daß zum Beispiel statt eines großen Volumens 
schwachaktiver Abfälle ein kleineres Volumen höher 
aktiver Abfälle zurückgeführt wird). Die Verträge mit 
COGEMA sehen vor, daß der Kunde solchen "swaps" 
zustimmen muß /8/. Die BNFL dagegen hat die Möglich­
keit, sie einseitig zu bestimmen (wenn sich herausstellt, 
daß eine bestimmte Abfallart in Sellafield nicht konditio­
niert werden kann, kann stattdessen eine andere zurück­
gesandt werden /10/). 

Werden angemessene 
Kontrollen der rückgeführten 
Abfälle möglich sein? 

Das Problem der Kontrolle radioaktiver Abfälle stellt sich 
nicht nurim Zusammenhang mit der Wiederaufarbeitung 
im Ausland. Gravierende Schwächen und Mängel der 
bisher praktizierten Verfahren · zeigten sich bekanntlich 
1987 /88 im Zusammenhang mitdem TRANSNUKLEAR­
Mol-Skandal, bei dem es um Betriebsabfälle von Kern­
kraftwerken ging (siehe z.B. /30/). 

Weil es .erforderlich ist, dieses Thema im Zusammen~ 
bang zu sehen, haben wir in Anhang 2 allgemeine Infor­
mationen zur Produktkontrolle radioaktiver Abfälle zu­
sammengestellt. Hier kurz angesprochene Methoden wie 
"Verfahrensqualifikation" oder "Stichprobenüberprüfung" 
werden dort genauer erläutert. 

Bei den ausländischen Wiederaufarbeitungsabfällen wird, 
wie auch bei allen anderen Abfällen, von den Behörden 
möglichst eine Produktkontrolle über die "Verfahrens­
qualifikation" gewünscht. Das bedeutet, daß die Kondi­
tiqnierung der Abfälle unter geriau definierten Bedingun- ' 
gen abläuft, die die Qualität . der Produkte garantieren 
sollen. 

In der Praxis wird sich dieser Weg kaum als gangbar 
erweisen, denn die Durchführung von Qualitätssiche­
rungsmaßnahmen setzt das Einverständnis der jeweiligen 
Anlagenbetreiber voraus. COGEMA und BNFL haben 
jedoch keinesfalls die Absicht, Vertretern des Bundesam­
tes für Strahlenschutz jenen weitgehenden Zugang zu 
ermöglichen, der für eine . Prüfung und anschließende 
Qualifizierung von Konditionierungsverfahren erforder­
lich ist: 

Das Bundesamt kann jedoch Sachverständige oder Insti­
tutionen beauftragen /19/, die den Abfallkonditionierer 
überprüfen. Sie sollen - im Rahmen einer unabhängigen 
Produktkontrolle - die Einhaltung der Endlagerungsbe­
dingungen bestätigen. Diese Unabhängigkeit muß jedoch 
erst noch bewiesen werden. Die einzige Kontrolle, die. die 
Musterverträge vorsehen, ist die durch einen sogenannten 

, Auditor: In La Hague das Bureau Veritas, das von den 
Kunden beauftragt worden ist, und in Sellafield die Firma 
Lloyds RegisterofQuality Assurance tLRQA), die gleich 
vom Betreiber selbst beauftragt wurde. 
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Das bedeutet: Entweder läßt sich das Bundesamt für 
Strahlenschutz darauf ein, die genannten Prüfinstitute als 
unabhängig anzuerkennen. Einiges deutet in diese Rich­
tung. So wird zwar offensichtlich gerungen bei einer 
Formulierung wie "Von daherkönnte davon ausgegan­
gen werden, daß unabhängige Produktkontrolle grund­
sätzlich möglich ist". Aber es heißt weiter: "Aus der 
Tatsache allein, daß das Bureau Veritas von den Kun­
den der COGEMA und LRQA von BNFL beauftragt 

worden ist, kann eine Parteilichkeit des Bureau Veritas 
oder von LRQA nicht ohne weiteres abgeleitet werden, 
zumal es sich um eine multinationale Beauftragung des 
Prüfers handelt". Schließlich seien auch in den Vorstän­
den der Technischen Überwachungs-Vereine Betreiber 
von'kemtechnischen Anlagen vertreten, "ohne daß auf­
grund dieser Tatsache die Unparteilichkeit ... begrün­
det in Zweifel gezogen werden kann" /31/. 

Lagerung von abgebrannten Kernbrennstäben in La Hague vor der Wiederaufarbeitung. Aus einer Tonne Brennstoff (0,5 Kubikmeter) entstehen in La Hague 15 
Kubikmeter radioaktive Abfälle. Quelle: dpa . 
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Oder es müssen Stichprobenüberprüfungen (das heißt 
Messungen an einzelnen Abfallgebinden) vorgenommen 
werden. Das wäre allerdings eine gewaltige Aufgabe: 

Bei der Wiederaufarbeitung im Ausland müssen laut 
Tabelle 1 pro Tonne abgebrannter Kernbrennstoff etwa 8 
bis 15 Kubikmeter radioaktive Abfälle zurückgenommen 
werden. Der Löwenanteil des Volumens entfällt auf die 
nicht-wärmeentwickelnden Abfälle. Von diesem Abfall­
typ müssen aus den Altverträgen von COGEMA 6.690 
Container und 35.200 Fässer, von BNFL 620 Container 
und 78 Gußbehälter zurückgenommen werden. 

Nimmt man an, daß sich diese Rücklieferung über einen 
Zeitraum von 10 Jahren erstreckt, müssen jährlich rund 
3500 Fässer und über 700 Container angenommen wer­
den. Die nationale Produktkontrollstelle ist für solche 
Kontrollen entweder überhaupt nicht eingerichtet (bei 
Containern) oder hat für die Fässer nicht ausreichend 
Prüfkapazität. 

Detaillierte Unterlagen über die geplante Prozeßkontrolle 
sind bislang nur von der COGEMA- und hier auch nur für 
die Anlage zur Verglasung von hochaktiven Abfällen -
vorgelegt worden /31/. Alles andere fehlt noch und kann 
von daher erst später überhaupt beurteilt werden. 

Gerade jedoch bei den hochaktiven, wärmeentwickeln­
den Abfällen ist heute kaum absehbar, wie eine praktika­
ble Stichprobenprüfung aussehen könnte. Die uns vorlie­
gende Literatur enthält dazu keine Angaben, und entspre­
chende Prüfeinrichtungen sind uns nicht bekannt. Die 
Hantierung muß wegen der intensiven Strahlung sehr 
kompliziert sein. Der Aufwand einer Probennahme zum 
Beispiel bei Glas ist überaus hoch (wie oben erwähnt, 
haben die Franzosen selbst die werksinterne Produktkon­
trolle bei Glas nicht im Griff). 

Besonders wohl scheint den deutschen Behörden ange­
sichts dieser Kontrollproblematik jedenfalls nicht zu sein. 
So bewerten Vertreter der damaligen Physikalisch-Tech­
nischen Bundesanstalt (PTB; des heutigen Bundesamtes 
für Strahlenschutz) die vorgesehenen Qualitätssicherungs­
maßnahmen in Frankreich und Großbritannien einiger­
maßen gequält: "Die bisher vorgelegten Unterlagen las­
sen es nicht unmöglich erscheinen, daß die geplanten 
Maßnahmen zur Gewährleistung und zum Nachweis 
der spezijikationsgerechten Qualität der radioaktiven 
Abfälle als hinreichend angesehen werden können, 
wenn die noch ausstehenden Nachweise zufriedenstel­
lend „. beigebracht werden können." /31/ 

Die Kontrollprobleme gewinnen an Schärfe angesichts 
der Tatsache, daß keineswegs immer genau die Abfälle, 
die aus dem hingelieferten Kernbrennstoff hervorgegan­
gen sind, wieder zurückgeliefert werden. Laut Mu~ter­
Verträgen braucht der Wiederaufarbeiter die Abfälle erst 
dann einem bestimmten Kunden zuzuordnen, wenn sie 
vom Standort der Wiederaufarbeitungsanlage abtrans­
portiert werden. Vorher ist keine Kennzeichnung erfor­
derlich. 

Es bleibt die Frage: Was geschieht, wenn nachträglich -
nach der Rücklieferung nach Deutschland - festgestellt 
wird, daß Hunderte oder Tausende von Behältern mit 
nicht-wärmeentwickelndem Abfall den Anforderungen 
nicht entsprechen? 

Viele "Lösungen" bieten sich hier nicht an: Entweder 
werden die Anforderungen für Zwischen- und Endlage­
rung den Abfällen angepaßt, oder die Abfälle werden in 
andere Behälter umgeladen (auf die Grenzen des "Nach­
besserns" gehen wir unten noch ein). Oder aber man 
vertraut schlicht darauf, daß irgendwann ein Endlager zur 
Verfügung steht, das alle Arten von radioaktiven Abfäl­
len aufnimmt (wie es sich Behörden und Atomindustrie 
für den Salzstock bei Gorleben wünschen). 

Ist die Einhaltung deutscher 
Endlagerbedingungen für die 
Wiederaufarbeiter überhaupt 
vorgeschrieben? 
Verbindliche Endlagerbedingungen für radioaktive Ab­
fälle in Deutschland gibt es eigentlich noch gar nicht. Für 
nicht-wärmeentwickelnde Abfälle (Schacht Konrad) lie­
gen vom Bundesamt für Strahlenschutz ausgearbeitete 
Anforderungen vor, die allerdings im Rahmen des Plan­
feststellungsverfahrens noch geprüft werden müssen. Für 
wärmeentwickelnde Abfälle gibt es zur Zeit nichts Ver­
gleichbares. Aber natürlich existieren gewisse Vorstel­
lungen darüber, was für eine Endlagerung akzeptabel ist 
und was nicht. 

Bestimmte Abfallkategorien erfüllen jedoch - wie oben 
dargestellt - die bisher mehr oder weniger genau definier­
ten c;ieutschen Anforderungen nicht. Die wichtigsten 
Beispiele: 

• Zementierte Hülsen und Strukturteile: 
Diese Abfallform mit ihrer starken Radiolysegas-Ent­
wicklung wird für eine Endlagerung sicherlich nicht 
in Betracht gezogen - unabhängig davon, wie die 
Anforderungen im Detail festgelegt werden. 

e Bituminierte Schlämme: 
Aufgrund ihn.~s niedrigen Erweichungspunktes ent­
sprechen diese Abfälle nicht den im "Plan Konrad" 
/19/ niedergelegten Anforden,mgen des Bundesamtes 
für Strahlenschutz. 

• Technologische Abfälle mit hohem Alpha-Gehalt: 
Diese Abfallkategorie ist aufgrund ihres hohen Radio­
nuklidinventars, wieder gemessen an den Anforde­

. rungen des Bundesamtes für Strahlenschutz, zumin­
dest äußerst problematisch. 

Somit stellt sich die interessante Frage: Vorausgesetzt, in 
Deutschland existieren ausreichend präzise Endlagerbe­
dingungen für alle Arten rückzunehmender Abfälle -
können die Wiederaufarbeiter dann in die Pflichtgenom­
men werden, diese zu erfüllen? 
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Diese Frage wird in den Wie9eraufarbeitung~-Musterver­
trägen klar und eindeutig beantwortet und zwar mit Nein! 
In den COGEMA-Verträgen ist zum Beispiel folgende 
Klausel Nr. 8.2 (/8/, übersetzt von der Gruppe Ökologie) 
enthalten (zur Terminologie: Mit RESIDUES werden in 
den Verträgen die konditionierten und mit W ASTE die · 
noch nicht konditionierten Abfälle bezeichnet; diese Ter-
me werden in der Folge nicht übersetzt): · 

"Die RESIDUES werden nur dann zurückgeliefert wer­
den, wenn der W ASTE in eine Form gebracht werden 
kann, die ~icher zum Lager transportiert werden und im 
Einklang mit den Vorschriften der zuständigen nationa­
len Behörden gelagert werden kann. Beide Vertragspar­
teien gehen dabei davon aus, daß die zuständige Behörde 
einer solchen sicheren Form bis zum 31. Dezember 1998 
zugestimmt haben wird. (. . .) Sollte der Kunde verlangen, 
daß die RES/DU ES in einer Form zurückgeliefert werden, 
die für die Endlagerung in der Bundesrepublik Deutsch­
land geeignet ist, wird der Wiederaufarbeiter in dieser 
Hinsicht sein Bestes tun ( shall use its best ejforts). Dabei 
ist vereinbart, daß alle Kosten, die daraus erwachsen -
sofern überhaupt Kosten entstehen - vom Kunden getra­
gen werden." 

Praktisch die gleiche Regelung ist in den BNFL-Verträ­
gen /10/ enthalten. 

Der Wiederaufarbeiter ist also lediglich dazu ver­
pflichtet, sich auf Veranlassung- und auf Kosten - des 
Kunden zu bemühen, im Rahmen seiner Möglichkei­
ten endlagerfähige Abfälle zurückzulief ern. Ist sein 
Bemühen nicht erfolgreich, steht es ihm frei, nicht­
endlagerfähige Abfälle zu liefern! 

Die hier bei verschiedenen Abfallkategoriei;i bereits beste­
henden Probleme können noch dadurch verschärft wer­
den, daß die Behandlungsverfahren zum Teil noch schlecht 
im Griff sind. Es besteht die Gefahr, daß, um die Behand­
lung überhaupt irgendwie durchführen zu können, diese 
nach r:ein verfahrenstechnischen Gesichtspullkten opti­
miert wird; bzw. auch nach dem Gesichtspunkt kurzfristi­
ger Handhabbarkeit und Lagerbarkeit des Produktes. Die 
Frage der Eignung der Produkte für die Endlagerung kann 
dadurch noch weiter in den Hintergrund treten.. 

Können die Abfälle durch Nach­
konditionieren in eine akzeptable 
Form gebracht werden? 
Behörden und Betreiber gehen heute davon aus, daß die 
Abfallgebinde durch ein "Nachbessern" nach der Rück­
lieferung noch in eine Form gebracht werden können, die 
den deutschen Endlagerbedingungen genügt. Man hofft, 

(PKA) bei Gorleben. Die PKA war ursprünglich als 
Anlage zur Entwicklung und Erprobung von Konditionie­
rungsverfahren für Brennelemente aus Atomreaktoren 
gedacht. In den Genehmigungsantrag für die PKA wurden 
einfach die Punkte "Umladen von Abfallgebinden" und 
"Service an Behältern und Gebinden" .aufgenommen. 

Die Behandlung der Abfälle, die bei der Wiederaufarbei­
tung von Brennelementen in La Hague und Sellafield 
entstehen (siehe Tabelle 1), wird plötzlich zum Haupt­
zweck der PKA- verglichen mit den im Sicherheitsbericht 
zur PKA /32/ angegebenen Durchsatzmengen. Nähere 
Angaben hierzu sowie zu den vorgesehenen Bearbei­
tungsabläufen sind im Anhang 3 zu finden, in dem auch 
allgemeine Fragen zur PKA behandelt werden. 

Es ist nicht festgelegt, daß die Abfallgebinde unmittelbar 
nach Durchlaufen der PKA den bisher provisorisch vorlie­
genden Anforderungen für eine Endfagerung gerecht werden 
sollen. Vielmehr können die Angaben im Sicherheitsbe­
richt zur PKA auch so interpretiert werden, daß die 
Abfallgebinde zunächst zwischenlagerfähig gemacht 
werden sollen. Mögliche Begründungen hierfür wären: 

a) Nach Beginn der Rücklieferung von Abfällen aus dem 
Ausland und der anschließenden Behandlung in der 
PKA steht noch kein in Betrieb befindliches Endlager 
zur Verfügung. 

b) Eine längere Zwischenlagerung eröffnet die Möglich­
keit, bestimmte, nicht eingehaltene Spezifikationen 
für die Endlagerung erst noch zu erreichen. So würde 
durch lange Zwischenlagerung die Radioaktivität der 
Abfälle abklingen und, damit verbunden, die Wär­
meentwicklung in den Abfallgebinden zurückgehen. 

Eine oberirdische Zwischenlagerung über mehrere Jahr­
zehnte bedeutet jedoch, daß große Mengen radioaktiver 
Stoffe gegenüber Einwirkungen von außen verwundbar 
aufbewahrt werden, laufend kontrolliert und überwacht 
werden müssen. Außerdem müßten für einen Teil der 
Abfälle erst Zwischenlagerkapazitäten geschaffen wer­
den. 

Die Möglichkeiten für eine aktive Nachkonditionie­
rung sind sehr begrenzt. Im wesentlichen können die 
Abfälle nur neu verpackt werden; ein tatsächliches 
Umkonditionieren ist nicht möglich, da hierzu die 
Matrix, in die die radioaktiven Stoffe eingebunden 
sind (Glas, Bitumen, Zement), aufgelöst werden müßte. 
Die passive Art des "Nachkonditionierens", nämlich 
einfach zu warten, ist also die einzige, die an den Ei­
genschaften des angelieferten Abfalls tatsächlich et-
was ändert. ' 

daß dazu ein neues Verpacken der Abfälle ausreicht. Eine . Die schlechte Langzeit-Beständigkeit eines Glaspro­
Anlage, die diese Aufgabe übernehmen kann, ist in der · duktes, in das hochaktive Abfälle eingeschmolzen sind, 
BRD nicht in Betrieb. Die Atomindustrie wußte jedoch kann nicht mehr ausgeglichen werden. Eigentlich sind 
schon frühzeitig von den möglicherweise auftretenden Standzeiten von Zehntausenden von Jahren zu for­
Problemen bei der Rücknahnie der Wiederaufarbeitungs- . dern, um ein vorzeitiges Auslaugen der Stoffe im 
abfalle. Sie schuf sich rechtzeitig eine Hintertür im Ge- Endlager und damit die radioaktive Kontamination 
nehmigungsantrag für die Pilotkonditionierurigsanlage des Grundwassers zu verhindern. Ein zu hohes Radio-
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nuklidinventar der hochaktiven Abfälle kann eben­
falls nicht mehr aktiv beeinflußt werden. Eine längere 
Zwischenlagerung kann hier auch nur zum Teil ge­
wisse Abhilfe bei den kürzerlebigen Gamma- bzw. 
Beta-Strahlern schaffen. Der Zerfall langlebiger Alpha­
Strahler (mit Halbwertszeiten von einigen 100 bis 
einigen Millionen Jahren) kann auf diese Weise nicht 
"abgewartet" werden. Es bleibt nur, die Verpackung 
des Gebindes zu verbe'ssern. Das heißt, der Stahlmai;i­
tel, in dem sich die Glaskokille mit den eingebundenen 
radioaktiven Stoffen befindet, kann bei Beschädi­
gung ausgebessert oder ausgewechselt bzw. ein wei­
terer Mantel übergestülpt werden. Dies kann den 
Korrosionsschutz verbessern, hat allerdings gemes­
sen an den eigentlich notwendigen Standzeiten (siehe 
oben) nur einen Einfluß auf die Sicherheit während 
der Zwischenlagerung. Für die Endlagerung ist diese 
Art des Nachkonditionierens von marginaler Bedeu­
tung, da bestenfalls eine Erhöhung der Standzeit von 
wenigen Jahrzehnten möglich ist. 

Auch für bitumierte Abfälle ist eine Verbesserung sicher­
heitsrelevanter Eigenschaften im Zuge einer Nachkondi­
tionierung nicht möglich. Ein zu hohes radioaktives In­
ventar oder eine ungleiche Verteilung der Aktivität im 
Gebinde sind nicht mehr rückgängig zu machen. Ebenso­
wenig kann die Zersetzung von Bitumen durch die Strah­
lung verhindert werden. In diesem Zusammenhang kommt 
es zu Gasbildqng, die sowohl für die Zwischen- als auch 
für die Endlagerung sicherheitstechnische Probleme nach 
sich zieht. Die bereits angesprochene, im Vergleich zu 
den vorläufigen Endlagerbedingungen zu geringe Festig­
keit des Bitumens kann in der PKA nicht wegkonditio­
niert werden. Die sonstige Qualität des Bitumenproduk­
tes ist ebenfalls nicht veränderbar. Hier sind vor allem die 
Auslaugraten und Entzündungstemperaturen zu nennen. 
Die zur Zeit in La Hague vorgesehene Bitumensorte hat 
zum Beispiel eine um über 60 Grad Celsius niedrigere 
Zündtemperatur-als die im Sicherheitsbericht zur PKA in 
der Störfallanalyse be-schriebene Sorte. Nachdem Umla­
den der bituminierten Abfälle in der PKA ist allerdings 
die Wahrscheinlichkeit für eine Entzündung reduziert, da 
der Gußbehälter, in den die Gebinde gestellt werden, zu­
sätzlichen Schutz bietet. 

Fürwärmeentwickelnde zementierte Abfälle (Hülsen und 
Strukturteile) gelten zum Teil ähnliche Argumente. So 
kann etwa schlechte Cäsium-Bindefähigkeit nicht nach­
gebessert werden. Die Bildung von Radiolysegasen ist 
bei dieser Abfallkategorie ein besonders schwerwiegen-
des Problem. ' 

Die Behälter, die zementierte technologische Abfälle mit 
einem hohen Gehalt an Alpha-Strahlern beeinhalten, sol­
len in einen Container eingebracht und mit Beton vergos­
sen werden. Dadurch wird das Volumen nachträglich 
vergrößert. Der Effekt dabei: rein rechnerisch verringert 
sich das Radionuklidinventar pro Volumeneinheit, und 
die Endlagerungs-Grenzwerte können unterschritten 
werden. Dieser Punkt wurde oben bereits kritisch disku­
tiert. 

Zusammenfassend lassen sich folg~nde Feststellun­
gen treffen: 
• Ein wirkliches Nachkonditionieren der aus der 

Wiederaufarbeitung von deutschenBrennelemen­
ten im Ausland zurückkommen den Abfälle ist 
technisch nicht möglich. 

e Durch die Verpackung in andere Behälter kann 
ein gewisser zusätzlicher Korrosionsschutz und 
·eine Erhöhung der Handhabungssicherheit er­
reicht werden. Durch - rein rechnerische -"Ver­
dünnung" können Grenzwerte unterschritten wer­
den. 

• Eine längere Zwischenlagerung verringert Akti­
vität und Wärmeentwicklung der einzelnen Ge­
bindetypen in unterschiedlichem Ausmaß. Diese 
Strategie geht jedoch auf Kosten der Sicherheit! 

• Für die Langzeitsicherheit im Endlager haben die 
möglichen Maßnahmen nur untergeordnete Be­
deutung. 

• Keine Maßnahme kann das Problem, daß die Ab­
fallvolumen schlicht zu groß sind, vertuschen. Die 
Abfallgebinde werden durch Verpacken nicht 
kleiner und schrumpfen bei der Zwischenlage­
rung auch nicht zusammen. 

Offensichtlich haben insgeheim auch die zuständigen 
Behörden und Fachgremien ihre Zweifel, daß durch 
"Nachbessern" in jedem Falle die Endlagerbedingungen 
erfüllt werden können. So schreibt zum Beispiel Herr 
Prof. Dr. E. Merz von der Kernforschu~sanlage.Jülich, 
Mitglied der Reaktorsicherheitskommission, am 14. März 
1990 /33/: 

"Klärungsbedarf besteht im Hinblick auf die Rücknahme 
von Wiederaufarbeitungsabfällen aus den COGEMA­
und BNFL-Verträgen. Einige Abfallsorten bzw. die kon­
ditionierten Gebinde entsprechen noch nicht den vorläu­
figen Annahmebedingungen der PTB!BjS. Falls keine 
Anpassung erfolgt, müssen einige Abfallsorten von der 
Endlagerung in Konrad ausgeschlossen werden." 

Was geschieht, wenn keine 
Einigung über die Abfallform 
erzielt .wird? 

Wir betrachten nun die Möglichkeit, daß sich Wiederauf­
arbeiter und Kunde nicht über die Abfallform einigen 
können, oder daß der Bundesumweltminister die vorge­
legtel) Spezifikationen nicht akzeptiert. · 

Mit .BNFL ist dieser Punkt - zumindest was die jetzt 
abgeschlossenen Neuverträge betnfft- klar geregelt: Eine 
Wiederaufarbeitung findet dann nicht statt. Weitgehend 
unbekannt ist, ob die gleiche Regelung für die Altverträge 
gilt. Für die bereits (vor 1973) aufgearbeiteten 12 Tonnen 
deutschen Brennstoffs gilt die Sonderregelung, daß Ab­
fälle nicht zurückgeliefert werden. 
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Wenn nicht wiederaufgearbeitet wird, dann bedeutet dies 
wohl, daß der abgebrannte Kernbrennstoff wieder zu­
rückgesandt wird. Das wird dann schon problematisch, 
wenn die gesamte "Entsorgungsstrategie" auf Wieder­
aufarbeitung beruht und keine back-up-Lösung vorberei-
tet wurde. · 

Erheblich komplizierter ist die Situation mit COGEMA. 
Laut Mustervertrag gehen die Vertragspartner davon aus, 
daß eine Einigung bis spätestens 31.12.1998 stattfinden 
würde. Für verglaste Abfälle habe man sich bereits geei-

. nigt. Es fehlen aber Regelungen für den Fall, daß die 
Einigung nicht termingerecht erzielt wird, zum Beispiel 
wenn die Spezifikationen für verglaste Abfälle geändert 
werden und die neue Fassung für die deutsche Seite nicht 
akzeptabel ist. Es wird nicht gesagt, daß der Vertrag in 
diesem Falle außer Kraft trete. 

Daraus ergibt sich der erste Fragenkomplex: Tritt der 
Vertrag in einem solchen Fall außer Kraft oder nicht? 
Werden dann abgebrannte Brennelemente zurückge­
liefert bzw. später auch Abfälle, die nicht den deut­
schen Vorschriften entsprechen? Oder greift im letz­
teren Fall die Klausel 8 des Mustervertrages, die unter 
anderem besagt, daß die Abfälle in bestimmten Fällen 
in La Hague bleiben können, der Kunde dafür aber 
zur Kasse gebeten wird? 

Der zweite Fragenkomplex betrifft die Altverträge. Klar 
ist nur, daß Abfälle aus der Wiederaufarbeitung von 
Brennstoffen, die vor 1977 entladen wurden, nicht zu­
rückgenommen zu werden brauchen. Diese machen aber 
nur einen kleinen Teil. der Gesamtmenge aus. Können die 
anderen Abfälle dann auch gegen Bezahlung in La Hague 
bleiben? Oder enthalten die Altverträge Klauseln wie die 
uns vorliegenden Verträge der COGEMA mit dem Be­
treiber des schwedischen Kernkraftwerkes Ringhals (für 
die späten 70erund die 80er Jahre)? Diese Klauseln sehen 
vor, daß die Abfälle zurückgenommen werden müssen, 
wenn sie lediglich den französischen Anforderungen für 
Transport und langfristige Zwischenlagerung genügen. 
Es ist durchaus wahrscheinlich, daß eine solche Regelung 
auch in den deutschen Altverträgen enthalten ist. Die 
Verträge mit dem Ringhals-Betreiber enthalten eine 
sogenannte Meistbegünstigungs-Klausel, die besagt, daß 
COGEMA anderen ausländischen Kunden keine günsti­
geren Vertragsbedingungen anbieten darf /9/. Dieser Fra­
genkomplex gewinnt seine besondere Schärfe dadurch, 
daß in La Hague immerhin bereits rund 1.600 Tonnen 
deutsche .Kernbrennstoffe wiederaufgearbeitet wurden. 
Kurz: Es sind bereits Tatsachen geschaffen worden, die 
nicht mehr rückgängig gemacht werden können. 

Eine neue Transnuklear-Affaire ist in den Wiederaufarbeitungsverträgen bereits vorprogra~miert: 
"Vom Wiederaufarbeiter wird zu keiner Zeit verlangt, daß er behandelte oder nicht-behandelte, am Standort 
der Wiederaufarbeitungsanlage gelagerte Abfälle mit einer Markierung oder Etikett versieht, aus dem der 
Besitzer oder Ursprung der Abfälle hervorgehen, bevor sie vom Standort der Wiederaufarbeitungsanlage 
abtransportiert werden." (aus dem Cogema-Mustervertrag, s.Text): Quelle: Pandis/Sygma 
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FAZIT 
Angesichts der vielen offenen Fragen und Probleme, die 
wir hier dargestellt haben, wird wieder einmal deutlich, 
wie absurd es ist, von einem "integrierten Entsorgungs­
konzept" zu sprechen. Alles, was bisher vorliegt, ist ein 
integrierter Katalog ungelöster Probleme. Dennoch wird 
das Atomprogramm weiter vorangetrieben; auf der Strek­
ke bleiben dabei fundamentale Grundsätze, an denen sich 
die Planer des Atomprogramms bisher orientiert hatten. 

Geordnete Beseitigung? 

Paragraph 9a des Atomgesetzes verlangt vom Verursa­
cher, radioaktive Abfälle geordnet zu beseitigen. Zu 
dieser geordneten Beseitigung gehört nicht die Endlage­
rung (für diese ist der Bund zuständig), wohl aber die 
endlagergerechte Konditionierung. 

Schon bei den bisher offiziell zur Diskussion stehenden 
Abfallarten ist es sehr fraglich, ob dies jemals erreicht 
werden kann (die Existenz eines vernünftigen Kataloges 
von Endlagerbedingungen für radioaktive Abfälle einmal 
vorausgesetzt). Die Abfallbehandlungsverfahren sind noch 
völlig unausgereift, und es besteht keine Verpflichtung 
der Wiederaufarbeiter, die Abfälle in endlagerfähiger 
Form zurückzusenden. 

Weiterhin ist unklar, wie überhaupt kontrolliert werden 
kann, ob die Bedingungen, auf die man sich geeinigt hat, 
eingehalten werden oder nicht. 

Dazu kommt, daß in Zukunft womöglich noch weitere 
Abfallarten zur Rücknahme anstehen, von denen bisher 
überhaupt noch keine Spezifikationen bekannt gewor­
den sind. 

Hier von einer "geordneten Beseitigung" reden zu wol­
len, ist der blanke Hohn. 

Ein Atommüllzug wird in Gorchsheim mit abgebrannten Brennelementen 
beladen: eine neue Atommüllreise durch Europa beginnt. 
Quelle: Vennemann/Greenpeace 

III 
Endlagerung nur im Inland? 

Seit Anfang des Atomprogramms galt - zumindest in der 
Bundesrepublik - der Grundsatz, deutsche Abfälle in 
Deutschland endzulagern. Auch nach der Entscheidung, 
die Wiederaufarbeitung völlig ins Ausland zu verlagern, 
wurde diese Absicht wiederholt nachdrücklich betont. 

Falls Wiederaufarbeitungsabfälle, die nicht den deut­
schen Anforderungen entsprechen, auf Dauer gegen 
Bezahlung in Frankreich verbleiben, wird dieser Grund­
satz massiv durchbrochen. 

Greenpeacerlnnen blockieren im April 91 in Dünkirchen 18 Stunden lang 
einen Transport abgebrannter Brennelemente vom AKW Unterweser nach 
Sellafield. 
Quelle: S. Vielmo/Greeripeace 

Schon die Tatsache, daß Abfälle aus der Frühphase der 
Wiederaufarbeitung im Ausland verbleiben sollen, wi­
derspricht diesem Grundsatz; die Mengen, um die es hier 
in Zukunft aber möglicherweise geht, sind um ein Vielfa­
ches größer. 

Na~h dem 
Transnuklear/MOL-Skandal 
klüger durch Erfahrung? 

Nach dem TRANSNUKLEAR-Skandal wurde wieder­
holt versichert, die deutschen Behörden hätten jetzt ihre 
Lektion gelernt. Es sei dafür gesorgt, daß ähnliches nie 
mehr geschehen könne. 

Die neue Richtlinie des Bundesumweltministers zur 
Kontrolle nicht-wärmeentwickelnder Abfälle vom 
16. Januar 1989 wurde in diesem Zusammenhang beson­
ders hervorgehoben /7 /. In dieser Richtlinie ist unter 
anderem in Absatz 1.1 folgendes festgelegt: 

" ... Menge, VerbleibundBehandlungszustand(der) Abfälle 
. .. (müssen) jederzeit f estgestellt werden können." 
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In Absatz 2.2 wird weiterhin bestimmt, daß Behälter mit 
Abfällen (auch mit Rohabfällen und Zwischenprodukten) 
so gekennzeichnet werden müssen, daß sie stets unver­
wechselbar dem Abfallverursacher zugeordnet werden 
können. · 

Diese Grundsätze müßten natürlich - angesichts des viel 
höheren Gefährdungspotentials - um so mehr auch für 
wärmeent.wickelnde Abfälle gelten. 

Was sagen dagegen die Wiederaufarbeitungs-Muster­
verträge zu der Frage von Zuordnung und Identifikation 
der Abfälle? Im COGEMA-Mustervertrag, Appendix 
AB, Absatz A.6, findet sich folgende Aussage (/8/, 
übersetzt von der Gruppe Ökologie; eine ähnliche Klausel 
ist auch im BNF-Mustervertrag enthalten): · 

"Vom Wiederaufarbeiter wird zu keiner Zeit verlangt, 
daß er behandelte oder nicht-behandelte, am Standort 
der Wiederaufarbeitungsanlage . gelagerte Abfälle mit 
einer Markierung oder einem Etikett versieht, aus dem 
Besitzer oder Ursprung der Abfälle hervorgehen, bevor 
,sie vom Standort der Wiederaufarbeitungsanlage ab­
transportiert werden." 

TRANSNUKLEAR läßt grüßen - die nächsten "Ver­
wechslungen" und Vertauschungen von Atommüll 
werden bereits programmiert. Dabei geht es hier um 
Abfälle, die Plutonium in Kilogramm-Mengen ent­
halten und teilweise viel radioaktiver sind als die 
"Molfässer". Nicht umsonst sagt ein altes belgisches 
Sprichwort: "Atom-Skandale werden von Mol zu 
Mol schlimmer!" 

La Hague. Die Verträge über die Wiederaufarbeitung sehen nicht vor, daß die Abfälle aus der Wiederaufarpeitung bei ihrer Rücklieferung an die Bundesrepu­
blik in endlagerfähige Form gebracht sein müssen. Quelle: Pandis/Sygma 
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ANHANGJ 

''ALTLASTEN ~ ' IN LA HAGUE liD 
In diesem Anhang wird kurz der. Inhalt des folgenden 
internen Papiers der COGEMA wiedergegeben und dis­
kutiert: 

Bericht vom Juli 1990, erstellt für den Leiter des Service 
Central de Surete des Installations Nucleaires, über "Stu­
dien über Wiedergewinnung und Konditionieren von Ab­
fällen, die am Standort La Hague gelagert werden'.' - mit 
4 Anhängen zu verschiedenen Abfallarten. 

Gesamteindruck 

In La Hague lagern zur Zeit etwa 15.000 Kubikmeter 
unkonditionierter radioaktiver Abfälle. Davon sind über 
3.000 Kubikrrieter bei der Wiederaufarbeitung von deut­
schem Brennstoff angefallen. 

Nach derzeitiger Planung kann die Konditionierung die­
ser Abfälle "schon" 1994/95 beginnen, in manchen 
Fällen sogar erst um 2000. 

Dabei ist die Behandlung der Altlasten vielfach verfloch­
ten mit der Behandlung der in den neuen Anlagen UP3 
und UP2-800 laufend produzierten Abfälle (UP3 befindet 
sich gerade in der Inbetriebnahmephase, UP2-800 wird in 
einigen Jahren in Betrie~ gehen). Es wird auch erwogen, 
Altlasten und neu erzeugte Abfälle in denselben Anlagen 
zu behandeln; die Verfahren sind zumindest teil weise die 
gleichen. 

Die Abfallbehandlung insgesamt ist nicht im Griff. In 
einem Teil der Abfalltanks sind Alterungsprozesse abge­
laufen, was die Handhabung der Abfälle erschwert. 
Außerdem sind die Abfälle schlecht zugänglich, und ihre 
genaue Zusammensetzung ist nicht bekannt. · 

Angesichts dieses Durcheinanders von Alt- und Neuab­
fällen, provisorischen Lösungen, Neuentwicklungen, Ver­
zögerungen usw. stellt das COGEMA-Papiet in Zweifel, 
ob die nach Deutschland zurückgesandten Abfälle tat­
sächlich immer genau dem deutschen Anteil an der 
Wiederaufarbeitung entsprechen werden und daß die 
Abfallspezifikationen stets eingehalten werden können. 

Es folgt ein Überblick über die vier im Bericht der 
COGEMA behandelten Abfallkategorien: 

1. Hülsen und Strukturteile von 
Leichtwasser-Reaktor-Brennstoff 
Die gesamte bisher beim Betrieb von UP2-400 angefalle­
ne Menge - etwa 1.400 Kubikmeter, entsprechend rund 
3.300 Tonnen aufgearbeitetem Brennstoff -· lagert in 
einem wassergefüllten Betonsilo direkt neben dem Ein­
gangsteil HAO und in Becken, die früher für die Ein­
gangslagerung von Gas-Graphit-Brennstoff verwendet 
wurden. Diese Abfälle enthalten etwa 1,2 Millionen (TBq 

Beta/Gamma-Strahler und etwa24.000 TBq Alpha-Strah­
ler. Rund die Hälfte davon ist der Bundesrepublik Deutsch­
land zuzuordnen. 

Bisher wurde für diese Abfälle Zementierung vorgese­
hen. CÖGEMA verweist darauf, daß dieses Verfahren 
bereits erprobt sei. Der entscheidende Schönheitsfehler 
.ist aber, daß bisher noch kein geeigneter Zementtyp 
gefunden wurde. Wie aus dem Forschungs- und Entwick­
lungsprogramm des CEA von 1990 /13/ hervorgeht, ist 
auch die Zementierung von Neuabfällen nur vorläufig 
genehmigt worden, auf fünf Jahre befristet. Nach Ablauf 
dieser Frist, 1994, soll entschieden werden, ob Zementie­
rung mit einem verbesserten Zement (v.a. mit besserer 
Cäsium-Rückhaltfähigkeit) endgültig als Verfahren aus­
gewählt wird, oder ob Alternativen (Einschmelzen bzw. 
Kompaktieren) zur Anwendung kommen sollen. 

Jedenfalls bedeutet dies, daß die Behandlung der "Altla­
sten" frühestens 1995 beginnen kann. Grundvorausset­

. zting dafür ist, daß die Entscheidung über das Konditio-
nierungsverfahren tatsächlich 1994 fällt - COGEMA 
weist selbst darauf hin, daß dieses Datum mit Unsicher­
heit behaftet ist: Zur Verfahrensentwicklung müssen noch 
Forschungsarbeiten durchgeführt werden, die unerwarte­
te Erkenntnisse bringen könnten ... Doch selbst wenn die 
Entscheidung tatsächlich 1994 fällt, sind noch längere 
Verzögerungen möglich: 

Im Falle der Entscheidung für Zementierung ist noch 
offen, ob diese dann im Anlagenteil Rl erfolgen soll - wo 
auch die entsprechenden Neuabfälle von UP2-800 behan- · 
delt werden - oder in einer eigenen, neu zu errichtenden 
Anlage beim Gas-Graphit-Reaktor (GGR)-Lagerbecken 
S 1. Frühester Betriebsbeginn im ersten Falle: 1995, im 
zweiten: 1998. 

. F~r den Fall, daß gegen die Zementierung entschieden 
wird und neue Verfahren eingesetzt werden sollen, kann 
die Konditionierung frühestens im Jahr 2002 beginnen. 

Die COGEMA hat mit der Deutschen Gesellschaft für 
Wiederaufarbeitung (DWK) Kontakt aufgenommen, um 
eventuell von dort know-how über die neuen Verfahren 
einzukaufen. Wieso die Erwartung besteht, ausgerechnet 
von der DWK kompetente Unterstützung zu bekommen, 
ist unklar. 

2. Schlämme aus der 
Abwasserreinigung 
Im Anlagenteil STE2 (Abwasserbehandlung) haben sich 
1966 - 1989 9.200 Kubikmeter Schlämme mit zur Zeit 
rund 122.000 TBq Beta/Gamma-Aktivität, und 3.300 

. TBq Alpha-Aktivität, angesammelt. (Diese Schlämme 
stammen also so.wohl aus der GGR-, als auch der L WR­
Aufarbeitung. Die Abschätzung des deutschen Anteils ist 
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daher schwierig.) Aufgrund von Alterungsprozessen in 
den Abfällen, die während der Lagerzeit abgelaufen sind, 
ist die Behandlung dieser Schlämme überaus problema­
tisch. 

Die Schlämme sind nicht homogen; bei der Lagerung 
setzen sich Feststoffe ab, die durch Aufrühren erst wieder 
verteilt werden müssen. Weiterhin sind Dichte und Zä­
higkeit der Schlämme nicht einheitlich. Daher ist allein 
schon die Wiedergewinnung der Schlämme aus den 
Lagertanks ein äußerst kompliziertes Unterfangen. Es 
war ein langwieriges ( 1982-1989) Forschungsprogramm 
erforderlich, um zu demonstrieren, wie die Schlämme aus 
den Lagereinheiten zur Konditionierung transferiert werden 

. können. Ein Becken rnit einer Kapazität von 2.000 Kubik-
metern wurde im Mai 1990 fertiggestellt, das als Puffer­
lager für die Schlämme vor der Behandlung vorgesehen 
ist und von Anfang an mit Rühr- und Abpumpvorrichtun-
gen versehen war. · 

Für die Konditionierung ist Bitumen vorgesehen. Es muß 
jedoch erst eine neue Bitumenart entwickelt werden. Die 
Behandlung der Altlasten soll dann in STE3 erfolgen, wo 
auch die laufenden Abfälle aus den neuen Anlagen kon­
ditioniert werden sollen. Sie kann frühestens 1998 begin­
nen. 

COGEMA weist ausdrücklich darauf hin, daß mit ähnli­
chen Abfällen in Marcoule bereits praktische Erfahrun­
gen mit Förderung und Behandlung gemacht wurden: 
Diese Erfahrungen seien allerdings nicht auf La Hague 
übertragbar, da die Abfälle in Marcoule einen sehr viel 
geringeren Gehalt an Alpha-Strahlern ~ufwiesen. 

3. Strukturabfälle von 
Gas-Graphit-Reaktoren 

In den Silos Nr. 115 und 130 lagern rund 1.000 Tonnen 
Strukturabfälle aus GGR, die 1966- ·1987 angefallen sind. 
An dieser Abfallkategorie ist Deutschland nicht beteiligt. 
Diese Abfälle enthalten ca. 7 ,3 Kilogramm Plutonium, 
rund 1.000 TBq Cäsium-137, rund 600 TBq Strontium-
90 sowie andere Radionuklide. Sie bestehen aus Magne­
siumhüllen und -pfropfen, Graphitstücken und Uranta­
bletten. 

Das große Problem bei der Lagerung und Handhabung 
dieser Abfälle. ist die Feuergefahr. Es sei daran erinnert, 
daß der bisher schwerste Unfall in La Hague, mit nen­
nenswerter Freisetzung von Cäsium-134 und -137 ein 
Brand derartiger Abfälle im Silo 130 war (am 6. Januar 
1981, siehe RESTRISIKO Nr. 6). Umfangreiche Studien 
mußten seit 1986 durchgeführt werden. Als Lösung wird 
jetzt eine Passivierung durch Beigabe von Schwefelhexa­
fluorid in die Lageratmosphäre anvisiert. Laut COGEMA 
haben Versuche im Silo 115, die im Juni 1990 durchge­
führt wurden, endlich gezeigt, daß das Problem damit in 

· den Griff zu bekommen ist. 

Die weitere Vorgehensweise bei diesen Abfällen ist sehr 
langsam und vorsichtig. Erst ab Ende 1992 kann damit 
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begonnen werden, Proben aus den Lagersilos zu entneh­
men, um überhaupt Aufschlüsse über die langfristige 
Entwicklung des Abfall-Zu~tandes zu erhalten. Mit dem 
Beginn der Konditionierung ist frühestens im Jahre 2000 
zu rechnen. 

4. Harze aus der 
Beckenwasserreinigung 

Im Bereich der Entladebecken NPH und des Lagerbek­
kens C werden 138 Kubikmeter Filterharze zwischenge­
lagert. Solche Harze fallen bei der Beckenlagerung von 
LWR-Brennelementen an, bei der das Kühlwasser dau­
ernd gereinigt werden muß. Sie enthalten rund 900 TBq 
Beta/Gamma-Strahler. Rund die Hälfte dieser Abfälle 
.dürfte deutschem Brennstoff zuzuordnen sein. Im Be­
reich der ehemaligen GGR-Enthülsung lagern weiterhin 
335 Kubikmeter Harze aus der GGR-Wiederaufarbei­
tung, mit rund 3.300 TBq Beta/Gamma-Strahlern und 0,3 
TBq Alpha-Strahlern. 

Auch hier sind noch Studien und Versuche im Gange, um 
die Behandlung dieser Abfälle (z. B. Zementierung) zu 
entwickeln. Mit dem Beginn der Konditionierung der 
LWR-Abfälle ist frühestens 1994 zu rechnen. Für die 
Konditionierung der GGR-Harze wird zur Zeit noch 
überhaupt kein Anfangszeitpunkt vorgegeben. 

*** 

Zusammenfassend stellt COGEMA fest, daß die Perspek­
tiven zwar "relativ klar" seien. Aber, so COGEMA 
wörtlich (übersetzt von der Gruppe Ökologie): 

. "Dennoch müssen für bestimmte Abfälle - Strukturteile, 
Kopräzipitations-Schlämme - die grundsätzlichen Ent­
scheidungen erst gefällt werden, was sowohl auf die Wahl 
der Verfahren als auch auf den Zeitplan Auswirkungen 
hat." 

Eine mögliche Interpretation dieser Zeilen ist, daß alle 
genannten Zeitvorgaben für die Inbetriebnahme von 
Konditionierungsverfahren nur optimistische Schätzun­
gen sind und die Verzögerungen in Wahrheit auch noch 
sehr viel länger sein können. 

Weiterhin stellt COGEMA fest, daß ein später Beginn der 
Abfallbehandlung auch einen Vorteil habe: Wenn die 
Behandlung so spät erfolge, daß bereits das erste franzö­
sische Endlager betriebsbereit sei, könnten die Abfälle 
direkt dorthin verbracht werden, und eine Zwischenlage­
rung sei dann nicht mehr erforderlich. Man hätte ausrei­
chend Zeit, fortgeschrittene Konditionierungsverfahren 
zu entwickeln. 

Es ist fraglkh, ob es sich die deutsche Seite leisten kann, 
dies ebenso entspannt zu sehen. Wer garantiert, daß nach 
jahre- (zum Teil jahrzehnte-)langen Entwicklungsarbei­
ten wirklich Abfälle mit solchen Spezifikationen vorlie­
gen, die für Deutschland akzeptabel sind, das heißt in 
einem deutschen Endlager eingelagert werden können? 



ANHANG2 , 

PRODUKTKONTROLLE BEI 
•• 

RADIOAKTIVEN ABFALLEN 
In diesem Anhang sollen einige grundlegende Informa­
tionen zum besseren Verständnis des Themenkreises 
"Produktkontrolle" gegeben werden. 

Die Frage, ob in Behältern mit radioaktive~ Abfällen 
auch wirklich "das drin ist, was draufsteht", bzw. was 
in den Begleitpapieren vermerkt wurde, und wie sich 
das nachprüfen läßt, interessiert spätestens seit der 
Affäre mit den falsch deklarierten Mol-Fässern 1987/ 
88 nicht nur die Öffentlichkeit, sondern auch die 
Behörden. Stichprobenuntersuchungen der KF A 
Jülich wiesen nach, daß von der Konditionierung in 
Mol Fässer zurückkamen, die statt der angelieferten 
Abfälle aus den Atomkraftwerken Stade und Unter­
weser nun plutoniumhaltige Abfälle aus dem belgi­
schen Forschungsreaktor BR-3 enthielten. Außerdem 
zeigte sich ein erschreckend desolatt;r Zustand des Doku­
mentations- und Kontrollwesens bei den "Abfallverursa­
chern" selbst, also den Kernkraftwerks-Betreibern. An­
läßlich eines Seminars der PTB in Braunschweig im Juli 
1989 stellte dazu Herr Kopp vom Niedersächsischen Um­
weltministerium fest /34/: 

"Wer mit radioaktiven Stoffen umgeht, muß über Art und 
Aktivität ... nach§ 78 StrlSchV Buchführen. Die Durch­
führung der Untersuchungen der KFA Jülich wurden er­
heblich erschwert durch den Umstand, daß eben diese 
Buchführung durch die Kernkraftwerke nicht im minde­
sten den Anforderunge.n der Strahlenschutzverordnung 
genügte. Zum Teil waren Dokumentationen überhaupt 
nicht vorhanden und wurden erst nachträglich auf Anfor­
derung erstellt. Basisbelege für Lieferungen von und 
nach Mol wurden teilweise erst im Januar d. J . überge­
ben. Die vorhandenen Dokumente selbst enthalten oft 
reine Rechenwerte .. Eine Zuordnung von zurückgeliefer­
ten, konditionierten Abfällen zu den nach Mol gelieferten 
Rohabfällen war i.d.R. nicht möglich, da die Dokumen­
tationsangaben völlig willkürlich gestaltet waren ... 

Alleine dieses Ergebnis ... zeigt, daß bei sog. 'Altabfäl­
len' , d.h. Abfällen, die vor 1988 konditioniert wurden, die 
Dokumentationen der Kernkraftwerksbetreiber letztlich 
keine Basis darstellen, auf der ein Stichprobensystem 
aufbauen kann . Die Willkür bei den Deklarationen ging 
in einzelnen Fällen so weit, daß unkonditionierte Zwi­
schenkühlerschlämme, die mit einem Betondeckelverse­
hen waren, als radioaktive Mischabfälle zur Verbre_n­
nung nach Mol geschickt wurden, von dort mit dem 
Vermerk 'unbehandelt' zurückgeliefert und schließlich 
als 'zementierte Aschen' in das Zwischenlager Gor/eben 
eingelagert wur~en." 

Aber in Zukunft soll natürlich alles besser werden. Ob 
das tatsächlich der Fall ist, wird im folgenden aus dem 

Fässer mit radioaktivem Abfall im Salzbergwerk Asse. Hier wurde von 1967 
bis 1978 schwach- und mittelaktiver Abfall eingelagert. In den Entsorgungsbe­
richten der Bundesregierung von 1983 und 1988 wird eine mögliche Wieder­
inbetriebnahme von Asse als Endlager schon mal angedeutet, falls es zu 
Verzögerungen beim Endlager Schacht Konrad kommen sollte. 
Quelle: Argus/Raupach 

Blickwinkel der Endlagerung betrachtet. Anders als bei 
der Zwischenlagerung ist es hier nicht mehr möglich, 
bereits eingelagerte Abfälle erneut zu untersuchen oder 
"nachzubessern". Im Vordergrund stehen die nicht­
wärmeentwickelnden Abfälle, die nach derzeitiger Pla­
nung in Schacht Konrad endgelagert werden sollen. Sie 
machen mengenmäßig den weitaus überwiegenden Teil 
aller radioaktiven Abfälle aus, und der Problemdruck ist 
bei ihnen am größten. 

Die für Planung und späteren Betrieb des Endlagers 
Konrad verantwortliche Behörde, seit November 1989 
das Bundesamt für Strahlenschutz (vorher die PTB), hat 
im Lauf der Jahre Kriterien entwickelt, denen die einzu­
lagernden Abfälle genügen müssen. Ob diese bislang 
noch vorläufigen "Endlagerungsbedingungen" einge­
halten werden, soll durch die sogenannte Produktkon­
trolle geprüft und nachgewiesen werden. Es handelt sich 
hier um ein ganzes Bündel administrativer und organisa­
torischer Maßnahmen zur Qualitätskontrolle mit Über­
prüfung von Dokumentation, Konditionierungsverfahren 
und der Abfallgebinde selbst. Ob die Endlagerungsbedin­
gungen eingehalten werden, kann entweder über die 
Stichprobenprüfung an Abfallgebinden oder über eine 
"Qualifikation" der Konditionierungsverfahren nachge­
wiesen werden - der Abfallverursacher oder Abfallkondi­
tionierer darf hier entscheiden. Das Bundesamt für Strah­
lenschutz bevorzugt allerdings den zweiten Weg. 

Verfahrensquali.fikation 
Das neue Zauberwort. heißt Verfahrensqualifikation. Es 
bedeutet, daß bereits die Konditionierung der Abfälle 
unter genau definierten und geprüften Bedingungen ge­
schieht. Wenn man die Einflußgrößen bei der Konditio-
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nierung kennt und kontrollieren kann, weiß man, wie -
innerhalb bestimmter Bandbreiten - der Prozeß läuft. 
Damit ist dann, so die Idee, der Schluß auf die erforder­
liche Qualität des Abfallproduktes möglich. In der sorg­
fältigen Auswahl, Festlegung und Überprüfung des Ver­
fahrens soll die Garantie liegen, daß die produzierten 
Abfälle den Anforderungen entsprechen. 

Dabei werden dem Bundesamt für Strahlenschutz weitge­
hende Kontrollrechte eingeräumt. Das Betriebshandbuch 
mußmitdem BfS abgestimmtwerden, das die Verfahrens­
weise im Rahmen eines kontrollierten Testbetriebes über­
prüft. Auch nach der Freigabe als qualifiziertes,(= geneh­
migtes) Verfahren erfolgen noch regelmäßige Inspektio­
nen der Anlage. Dafür wird die behördliche Überprüfung 
einzelner Abfallgebinde dann als nicht mehr erforderlich 
angesehen. 

Stichprobenüberprüfungen an 
Abfallgebinden 
Für alle Abfälle, die nicht aus qualifizierten Verfahren 
stammen, ist eine stichprobenhafte Kontrolle der einzel­
nen Gebinde vorgesehen. Art und Umfang der Prüfung 
hängen vor allem ab von der vorhandenen Dokumenta­
don, der Art der Abfälle und ihrer radiologischen Rele­
vanz. Technisch möglich und erprobt sind folgende ana­
lytischen Maßnahmen: 

Zerstörungsfreie Überprüfung wie beispielsweise In­
augenscheinnahme, Messung der Dosisleistung an der 
Behälteraußenseite, Wischtest, Neutronenmessung, 
Wägung, Gamma-Spektrometrie zur Bestimmung der 
Gesamtaktivität und der Aktivität von wichtigen Einzel­
nukliden, Gasprobennahme zur Messung von Druck und 
Bestimmung von gasförmigen Radionukliden und Ver­
bindungen. 

Zerstörende Überprüfungen bestehen in einer Probe­
nahme aus der Abfallmatrix durch Bohrung mit anschlie-

Das Versenken eines Behälters mit abgebrannten Brennelementen in ein 
Lagerbecken in La Hague. Quelle: Pandis/Sygma 
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ßender Bestimmung der Aktivität vonAlpha-, Beta- und 
Gamma Strahlern /35, 36/. 

Mitte 1989 lagerten etwa 80.000 (!)Abfallgebinde (soge­
nannte Altabfälle) in der Bundesrepublik Deutschland 
/37 /.Etwa drei Prozent von ihnen sollen in der KF A Jülich 
- der offiziellen Produktkontrollstelle - je nach Erforder­
nis mit den oben genannten Methoden überprüft werden. 
Mit einer Jahreskapazität von 500 Fässern /35/ ist sie 
damit für etwa fünf Jahre voll ausgelastet- nicht gerechnet 
alle danach und noch in Zukunft anfallenden Abfälle aus 
nicht-qualifizierten Verfahren, einschließlich der Abfälle 
aus der ehemaligen DDR und der Wiederaufarbeitung 
von Brennelementen im Ausland. 

Stichprobenüberprüfungen sind mit großen Nachteilen 
verbunden: 

e Sie erfolgen naturgemäß erst dann, wenn die Abfälle 
bereits produziert sind. Die Wahrscheinlichkeit, Fäs­
ser nicht zu entdecken, die nicht den Endlage­
rungsbedingungen entsprechen, kann zwar durch sorg­
fältig und begründete Stichprobenauswahl herabgesetzt 
werden. Aber sie wird niemals Null erreichen. 

e Die Überprüfung bedeutet einen erneuten Umgang 
mit strahlendem Material, das Prüfpersonal wird also 
einer zusätzlichen, erhöhten Strahlenbelastung ausge­
setzt. 

e Der Prüfaufwand ist zum Teil erheblich und damit 
sehr kostenintensiv: Pro Faß schätzt man derzeit etwa 
1.000 bis 10.000 DM /38/. Bezahlen müsse die Ablie­
ferungspflichtigen. 

e Durch die Kontrollmessung entsteht wiederum radi­
oaktiver Abfall, der konditioniert und endgelagert 
werden muß. 

e Bei der Produktkontrollstelle in Jülich können nur Fäs­
ser mit nicht-wärmeentwickelndem Abfall geprüft 
werden. Für die Kontrolle von Containern ist sie über­
haupt nicht eingerichtet /39/. 

e Darüberhinaus befürchten Behörden und Betreiber, 
daß "bei einer weiteren Verzögerung der Produkt­
kontrolle im Falle einer Inbetriebnahme des Endla­
gers Konrad Mitte der neunziger Jahre der Fall ein­
treten könnte, daß die Einlagerungskapazität auf­
grund einer zu geringen Anzahl geprüfter und damit 
abrufbare~ Abfallgebinde nicht ausgeschöpft werden 
kann" /40/. 

Aus diesen Gründen streben Behörden und Betreiber 
auch an, daß bei der Abfallbehandlung überwiegend 
qualifizierte Verfahren angewandt werden. Ob dieses 
Vorgehen die hochgesteckten Erwartungen erfüllt, kann 
heute noch nicht beurteilt werden. Bislang wurde ledig­
lich ein Konditionierungsverfahren vom Bundesamt für 
Strahlenschutz qualifiziert und nachfolgend inspiziert 
/40/. Es liegen also noch kaum Erfahrungen vor; dadurch 
wird es noch schwieriger werden, die Produktkontrolle 
für die ausländischen Wiederaufarbeitungsabfälle in den 
Griff zu bekommen. 



ANHANG3 

DIE PILOT-
KONDITIONIERUNGSANLAGE · 
Die Pilot-Konditionierungsanlage (PKA) Gorleben ist 
ein wichtiger Teil des europaweiten Wiederaufarbei­
tungssystems; sie ist sozusagen eine Außenstelle von La 
Hague und Sellafield in Deutschland. Deshalb wird diese 
Anlage hier genauer beschrieben. 

Am 30. Januar 1990 erteilte das Niedersächsische 
Umweltministerium (NMU) die "Erste atomrechtliche 
Teilgenehmigung zur Errichtung der Pilot-Konditionie­
rungsanlage Gorleben". Sie umfaßt die Eignungsfeststel­
lung für den Standort, den Bau der Verteidigungsanlagen 
(Erdwall und äußerer Zaun), den Rohbau aller Gebäude 
und den Einbau bestimmter Anlagenteile, wie zum Bei­
spiel Zellenauskleidungen und Strahlenschutzfenster. Für 
die Erteilung dieser ersten Teilgenehmigung mußte die 
Behörde ein positives "Vorläufiges Gesamturteil" abge­
ben. Darin werden der Sinn der Anlage, die Zuverlässig­
keit der Antragsteller und - unter Berücksichtigung des 
Strahlenschutzes - die Machbarkeit der Techniken festge­
stellt. 

Aufgaben der Anlage 

Über die Hauptaufgabe der PKA sind sich Betreiber 
(ehemals DWK, jetzt GNS, und damit die Elektrizitäts­
versorgungsunternehmen) und Behörden sowie Forscher 
(Kernforschungszentrum Karlsruhe) offenbar selbst nicht 
ganz im klaren. Zunächst sollte es sich um eine For­
schungs- und Entwicklungsanlage handeln: Die Metho- · 
den zur Konditionierung von Brennelementen (BE), die 
nicht wiederaufgearbeitet werden können, sollten zur 
Einsatzreife gebracht werden. Das betrifft zum Beispiel 
Hochabbrand-BE, HTR-BE oder BE aus bereits rezy­
kliertem Brennstoff. Spätestens nachdem die Bundesre­
gierung 1985 die Wiederaufarbeitung als Entsorgungs­
weg für "normale" BE zur Pflicht erklärte, war dies der 
Stand der Dinge. 

Im Verlauf der 80er Jahre stellte sich jedoch heraus, daß 
nicht alle radioaktiven Abfälle, die nach der Wiederaufar­
beitung von BE im Ausland wieder zurückgenommen 

bestehende Bauwerke 
des Zwischenlagers Gorteben· 

A Transpartbehälter-Lager 
B Abfatl-Lagerhaße 
C PfOrtner 
D Verwaltungs- und Sozialgebaude 
E Werkstatt 
F Garage 
G Betriebsgebäude 
H Auffangbecken 

Ein Plan der Pilotko11ditionierungsanlage (PKA) neben dem Zwischenlager Gorleben. Hinter dem eindrucksvollen Namen verbirgt sich eine Anlage in der u. a. 
Abfälle aus der Wiederaufarbeitung neu verpackt oder umgepackt werden sollen. Mit neuen oder zusätzlichen Stahlmänteln umgeben können die Abfälle zwar 
für ein paar Jahrzehnte sicher gelagert werden - aber eine jahrtause!1dlange sichere Lagerung, die keine Radioaktivität nach draußen gelangen läßt, ist unmöglich. 
Quelle:DWK 
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werden müssen, ,den Spezifikationen für die Lagerung in 
der BRD entsprechen werden - wie oben bereits beschrie­
ben. Die PKA mußte hier quasi als Auffangbecken dienen 
und soll die "Nachkonditionierung" dieser Abfälle über­
nehmen. Übrigens war dies ein Hauptgrund, bei der 
Erteilung der 1. Teilerrichtungsgenehmigung durch die 
damalige Niedersächsische Landesregierung den Sofort­
vollzug einzusetzen /41/. 

Als es darum ging, das sogenannte "Entsorgungskon­
zept" der Bundesregierung ihren eigenen Bedürfnissen 
anzupassen, zeigten sich die Kernkraftwerks-Betreiber 
Ende der 80er Jahre erneut flexibel. Nach Aufgabe der 
Wiederaufarbeitung im Inland fordern sie seit 1989, die 
PKA als Entsorgungsvorsorgenachweis für die Betriebs­
genehmigungen der Kernkraftwerke anzuerkennen /42/. 
Dies wurde vom Niedersächsischen Umweltministerium 
bereits ein Stück weit nachvollzogen, indem die PKA in 
der 1. Teilerrichtungsgenehmigung nun wieder als Anla­
ge für einen additiven Entsorgungsweg für Leichtwasser­
reaktor-(L WR-)BE bezeichnet wurde. Hinsichtlich der 
Aufgaben, die die PKA mit ihrer begrenzten Leistungska­
pazität nun erfüllen soll, wird die Sachlage damit vollends 
chaotisch. Die fünf wichtigsten Aufgaben hier noch ein­
mal zusammengefaßt: 

1. Forschungs- und Entwicklungsanlage für die Kondi­
tionierung spezieller Brennelemente zur direkten End­
lagerung. 

2. Kommerzielle Anlage zur Nachkonditionierung von 
Abfällen aus der Wiederaufarbeitung bundesdeutscher 
BE im Ausland. 

3. Forschungs- und Entwicklungsanlage für den Entsor­
gungsweg "Direkte Endlagerung", also Konditionie­
rung "normaler" LWR-BE. 

4. Kommerzielle Anlage für die Konditionierung von 
L WR-BEund gleichzeitig Entsorgungsvorsorgenach­
weis. 

5. Reparatur- und Servicebetrieb für die Behälter in den 
benachbarten Zwischenlagern. 

Durch diese Anforderungen wird ein Sachzwang 
geschaffen, der den Charakter der PKA von einer 
"Erprobungs- und Demonstrationsanlage" /411 zu 
einer Produktionsanlage verschiebt. Diese durch das 
haarsträubende "Entsorgungskonzept" selbst ver­
ursachte Tatsache führt dazu, daß eine weitere Kon­
ditionierungsanlage gebaut werden muß. 

Kurze Anlagenbeschreibung 
Die PKA wird in Gorleben direkt neben dem bereits in 
Betrieb befindlichen Zwischenlager gebaut. Das Haupt­
gebäude enthält sogenannte heiße Zellen, in denen 'die 
Konditionierungsvorgänge mit den mittel- und hochakti­
ven Gebinden durchgeführt werden. Diese heißen Zellen 
besitzen extra dicke Betonwände und sind innen mit 
Stahlblech ausgekleidet. Die dicken Wände verhindern 
jedoch nicht, daß die Beschäftigten einer zusätzlichen 
Strahlenbelastung ausgesetzt werden. Die Jahreskapazi­
tät der Anlage soll bei 35 Tonnen Schwermetall (Uran und 
Plutonium) liegen. .. 
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Die zu konditionierenden Materialien müssen per LKW 
angeliefert werden, da kein Gleisanschluß existiert. Erste 
Station in der PKA ist die Behälterhalle, in die die von den 
LKWs entladenen Behälter gehoben werden und in der 
ein Teil · der nicht-wärmeentwickelnden Abfälle für die 
Lagerung nachkonditioniert wird. Alle übrigen Abfallge­
binde, auch die Brennelemente, werden durch · einen 
Transportkanal in die Entladezelle transportiert. Nach 
dem Entladen der Transportbehälter werden Brennele­
mente in einem Pufferlager bereitgestellt, von dort in die 
Zerlegezelle gebracht und nach der Konditionierung in 
einem zweiten Pufferlager gesammelt. Von dort gelangen 
sie in die Beladezelle, wo sie in Zwischen- bzw. Endlager­
behälter verpackt werden. 

Die Abfälle durchlaufen die.Zerlegezelle nicht, sondern 
werden entweder über das zweite Pufferlager oder direkt 
in die Beladezelle gebracht. Für die Konditionierung 
verschiedener Materialien sind jeweils Reinigungs- und 
Umbaumaßnahmen in den Zellen notwendig. 

Über einen Transportkanal werden die beladenen Behäl­
ter wieder in die Behälterhalle transportiert und von dort 
auf LKWs verladen. 

Zum besseren Verständnis ist beispielhaft in Abbildung 1 
der Ablauf des Umladens von HAW-~okillen (Kokillen 
mit hochradioaktiven Abfällen) dargestellt. 

Bearbeitung der Wiederauf arbei­
tu ngs-Abfälle in der PKA 

1. HAW-Kokillen 
Je 20 BA W-Kokillen werden in Behältern angeliefert, die 
weder für eine Zwischen- noch für eine Endlagerung 
geeignet sind. Sie müssen also entladen werden. Bei 
Beschädigungen der Kokillen sollen d~ese beseitigt bzw. 
der Glaskörper in eine neue Stahlkokille verbracht wer­
den. Die Kokillen können bei Bedarf "vorübergehend" 
im Pufferlager 2 (5 in Abb. 1) zwischengelagert werden. 
Im Anschluß werden maximal 28 Stück von ihnen in 
einen Transport- und Lagerbehälter (wahrscheinlich vom 
Typ Castor-21) geladen und nach gegenwärtigem Stand 
.in das ~wischenlager Gorleben gebracht. 

2. Wärmeentwickelnder zementierter Abfall 

Es handelt sich je nach Herkunft um zwei unterschiedli­
che Gebindeformen. In La Hague werden die Brennele­
ment-Hülsen- und Strukturteile in 1700 Liter-Edelstahl­
fässer zementiert, in Sellafield in 560 Liter-Fässer. Aus 
La Hague kommen jeweils neun Gebinde in einem Trans­
portbehälter, über Sellafield liegen uns keine Angaben 
vor. Die Gebinde werden in der Entladezelle einzeln 
entladen. Bei Bedarf können sie in der Beladezelle ( 6 in 
Abb. 1) zwischengelagert werden. Da vorläufig kein 
_Endlager zur Verfügung stehen wird, werden von den 
COGEMA-Gebinden jeweils drei in einen Transport;- und 
Lagerbehälter vom Typ Castor CZ geladen und ebenfalls 
in ein Zwischenlager gebracht. Für BNFL-Gebinde liegt 
noch kein Konzept vor. 
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3. Bituminierter Abfall 

Bituminierter Abfall wird aus der Wiederaufarbeitungs­
anlage La Hague in Transportbehältern mit mehreren 200 
Liter-Fässern angeliefert. Die VeJ]Jackung in diesen Fässern 
entspricht nicht den Endlagerbedingungen für Schacht 
Konrad. Die Fässer werden einzeln in Gußbehälter (Ein­
zelfaßabschirmung) gestellt und diese verschlossen. Von 
diesen Gußbehältern werden wiederum je drei in einen 
Container gestellt. Dieser soll sowohl zur Zwischen- als 
auch zur Endlagerung geeignet sein. 

4. Schwachaktiver, Alpha-haltiger zementierter 
Abfall' 

Abfälle dieser Art werden von der COGEMA in 1200 
Liter-Asbestzementbehältern geliefert. Es handelt sich 
um sogenannten technologischen Abfall (Komponenten 
und Bauteile aus der Wiederaufarbeitung), der mit Ze­
ment vergossen ist. Zwei dieser Behälter werden in der 
Behälterhalle in sogenannte Konrad-III-Container gela­
den und mit Beton· vergossen. 

Interessantes Detail am Rande: Für die meisten der ge­
nannten Behälter gibt es bisher weder eine Transport­
noch eine Lagergenehmigung. 

Auswirkungen und Störfälle 
Wie jede atomtechnische Anlage gibt auch die PKA, 
selbst im sogenannten Normalbetrieb, Radioaktivität ab, 
und zwar mit Abluft und Abwasser. Die Nachkonditio­
nierung der Wiederaufarbeitungs-Abfälle trägt allerdings 

Abbildung 1: 
Pilot-Konditionierungsanlage, umladen 
von HAW-Qlaskokillen 

A Behältertrakt 
B ' Zellentrakt 
C Versorgungs- und Sozialtrakt 

A 1 An- und Abtransport 
A2 Transportbehälter vorbereiten und 

versandbereit machen 
A3 Transport- und Lagerbehälter 

vorbereiten und versandbereit machen 

0 Intervention 
1 Transportbehälter entladen 
2 Brennelemente puffern (Pufferlager 1) 
3 Brennelemente zerlegen 
4 Büchse und Korb beladen 
5 Glaskokillen puffern (Pufferlager 2) 
6 Transport- und Lagerbehälter beladen 

und verschließen 

- Transportbehälter 
- HAW-Glaskokillen 
c:=::J Transport- und Lagerbehälter 

nur in relativ geringem Umfang zur radioaktiven Bela­
stung von Mensch und Umgebung bei. Im Gegensatz 
dazu wird die Strahlenbelastung der Beschäftigten (ins­
besondere beim Be- und Entladen der LKW und in der 
Behälterhalle) in erheblichem Maße durch diese Nach­
konditionierung verursacht. 

Auch in der technisch nicht so anspruchsvollen PKA ist 
die Palette möglicher Stör- und Unfälle groß. Es sollen 
hier nur einige Beispiele für die Behandlung der Wieder­
aufarbeitungsabfälle genannt werden, die zu Freisetzun­
gen mit großen Auswirkungen führen können: 

• Ein Brand von Bitumengebinden kann nicht mit Si­
cherheit ausgeschlossen werden. Brandlasten, die sich 
aus irgendwelchen Gründen entzünden können, sind vie-
1.~rorts vorhanden (zum Beispiel LKW mit Kraftstoff und 
Olen). Die Selbstentzündungstemperatur des Bitumens 
von 340 Grad Celsius ist schnell erreicht. Brennendes 
Bitumen ist nur sehr schwer zu löschen. Die im Bitumen 
eingebundenen radioaktiven Stoffe werden durch die 
hohen Temperaturen ausgetrieben und je nach Ort der 
Freisetzung auf verschiedenen Wegef! in die Umgebung 
gelangen. 

• In den Kokillen befinden sich in Glas eingeschmolze­
ne, hochaktive Spaltproduktkonzentrate. Die Aktivität 
einer KokUle beträgt acht Jahre; nachdem das Brennele­
ment aus dem Reaktorkern entladen wurde, immer noch 
2,9 x 1016 Becquerel. Durch den ständigen radioaktiven 
Zerfall einzelner Stoffe wird Nachwärme produziert. Das 
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heißt, die Kokillen weisen eine stark erhöhte Temperatur 
auf. Die Wärmeleistung nach sieben Jahren Abklingze~t 
beträgt immerhin noch circa 2000 Watt, soviel wie ein 
großer Heizlüfter an Wärme produziert. Die ständig neu 
erzeugte Wärme muß abgeführt werden, damit es nicht zu 
einer Überhitzung des Gebindes kommt. Dadurch kann 
das Glas schmelzen und können damit die radioaktiven 
Stoffe freigesetzt werden. Die Kühlung erfolgt in der 
PKA passiv (Pufferlager) oder aktiv (Zellen). Ein Ausfall 
oder die Schädigung der Kühlsysteme ist nicht grundsätz­
lich auszuschliessen, so daß auch hier Freisetzungen in 
die Umgebung erfolgen können. 

• Die PKA ist nur in den heißen Zellen und auch dort . 
nicht genügend gegen Flugzeugabsturz ausgelegt. In­
folge verschiedener Szenarien kann es nach einem 
Flugzeugabsturz zu sehr hohen Freisetzungsraten kom­
men. 

Ein nicht gelöstes Problem für den Normalbetrieb der 
PKA stellt die Spaltstoff-Flußkontrolle dar. Dieses Pro­
blem betrifft allerdings die Konditionierung von abge­
branntem Kernbrennstoff und nicht das Verpacken von 
Wiederaufarbeitungsabfällen, weshalb ~ir es hier nur 
kurz erwähnen. Jede Atomanlage muß überwacht wer­
den, um ein unbemerktes Abzweigen von spaltbaren 
Stoffen zu verhindern (siehe RESTRISIKO Nr. 2), Die in 
einer Industriestudie für die PKA ermittelte 
Überwachungs(uri)genauigkeit von 12 Prozent /43/ be­
deutet, daß für eine Menge von 42 Kilogramm Plutonium 
pro Jahr kein Nachweis geführt werden kann. Rein rech­
nerisch entspricht eine solche Menge etwa fünf bis sechs 
Atomsprengkörpern(!). 

Auslastung der PKA 

Der für das Genehmigungsverfahren zum Bau der PKA . 
angefertigte Sicherheitsbericht gibt für die Behandlung 
der WAA-Abfälle folgende Kapazitäten an, wenn die 
Anlage ausschließlich zur Konditionierung bzw. zum 
Umladen von Abfällen genutzt würde /32/ (in Stück pro 
Jahr): . 

• HA W-Glaskokillen 1000 
e 1460 Liter-Fässer mit zementiertem Abfall 400 
e 500 Liter-Fässer mit zementiertem Abfall · 400 
e 400 Liter-Fässer mit paketiertem/ 

zementiertem Abfall 200 
e 220 Liter-Fässer init bituminiertem Abfall 100 
e · 1180 Liter-Abfallbehälter mit 

technologischem Abfall 200 

Die hier angegebenen Volumina der Gebinde stimmen 
mit Ausnahme der HA W-Kokillen nicht mehr mit denen, 
die im Moment Stand der Technik sind, überein /3/. Wir 
übernehmen die Kapazitätsangaben trotzdem für die 
Au~lastungsberechnungen der . PKA, bezogen auf die 
Wiederaufarbeitungsverträge (mangels anderer belastba­
rer Angaben): 

Die Angaben über die zur Wiederaufarbeitung im Aus­
land vereinbarten Mengen in den Alt-Verträgen (COGE-
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MA bis 1998, BNFL bis 2002) differiererije nach Quelle. 
Sie reichen von rund 4.500 Tonnen /44/ bis zu 5.717 
Tonnen /42/. Entsprechend unterschiedlich wäre dadurch 
auch die Menge der zurückzunehmenden radioaktiven 
Abfälle. Wir orientieren uns hier an den Angaben, die in 
Tabelle 1 zusammengestellt s~nd und dem neuesten Stand 
entsprechen. Zu der Menge radioaktiver Abfälle, die 
durch den Abschluß der neuen Verträge für die Zeit 1999 
- 2005 anfallen, gibt es bisher keine offiziellen Veröffent­
lichungen. Diese Verträge sollen die Wiederaufarbeitung 
von insgesamt etwa 3.200 Tonnen Brennelementen. um­
fassen /45/. Daraus können die Abfallmengen geschätzt 
werden unter der Annahme, daß die Abfallproduktion pro 
Tonne aufgearbeitetem Brennstoff etwa konstant bleibt.. 

Mit den in Tabelle 1 genannten Zahlen für die Alt­
Verträge ist die PKA bei optimalem Betrieb nach den 
Kapazitätsangaben im Sicherheitsbericht für knapp fünf 
Jahre ausgelastet. Bei dieser Rechnung sind allerdings 
nur die hochaktiven und anderen wärmeentwickelnden 
Abfälle berücksichtigt. Für die anderen nicht-wärmeent­
wickelnden Abfälle kann ~ie Menge der Abfälle, die 
nachkonditioniert werden muß, im Moment noch nicht 
genau festgelegt werden. 

Die inzwischen abgeschlossenen Neuverträge führen zu 
einer Inanspruchnahme der Verarbeitungskapazität der 
PKA für ungefähr weitere drei Jahre. · 

Mit dem Abschluß der hier berücksichtigten Alt- und 
Neu-Verträge ist jedoch die sogenannte Entsorgung nicht 
für alle bis zum Jahre 2005 anfallenden bestrahlten Bren­
nelemente abgedeckt. Die genannten Verträge umfassen 
insgesamt 8.699 Tonnen Brennelemente. Nach/42/ fallen 
bis zum Jahre 2005 ~ber 10.762 Tonnen an. Für die 
Restmenge von 2.063 Tonnen existieren in den Alt­
Verträgen Optionen, zum Teil verbindlich, von denen die 
bundesdeutschen Energieversorgungsunternehmen Ge­
brauch machen könnten. Dies würde die gesamte Kapazi­
tät der PKA für weitere 1,5 Jahre beanspruchen. 

Zusammenfassung 

Sollte die PKA wie geplant 1994/95 in Betrieb gehen, 
nach einer Phase von ein bis zwei Jahren die volle 
Leistungsfähigkeit erreichen und dann ohne Pannen lau­
fen, so wird sie bis zum Jahre 2005 allein mit der ' 
Nachkonditionierung von Abfällen aus der Wiederaufar­
beitung von bundesdeutschen Brennelementen im Aus­
land voll ausgelastet sein. Für die anderen Aufgaben, 
insbesondere die Erprobung von Konditionierungstech­
niken für Brennelemente, ist ·keine Kapazität mehr vor~ 
banden. Die Situation würde sich bei einer Ausweitung 
der Wiederaufarbeitung, etwa durch Inanspruchnahme 
der vertraglichen Optionen mit COGEMA und BNFL, 
weiter verschärfen. Unser Ergebnis zeigt, daß die PKA 
bereits nach gegenwärtigem Stand der Wiederaufarbei­
tungsvertragsmengen ihre Auf gaben nicht erfüllen kann. 
Der Bau einer weiteren Konditionierungsanlage ist bei 
Beibehaltung des jetzigen "Entsorgungskonzeptes" un­
umgänglich. 
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ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS: 
AD2 Behandlungsanlage für technologische Abfälle in 

La Hague 

BE 

BfS 

BMU 

BNFL 

Brennelement 
1 

Bundesamt für Strahlenschutz 

Bundesumweltministerium 

British Nuclear Fuels Limited, Betreiberin von 
Sellafield 

CEA Commissariat a !'Energie Atomique 

COGEMA Betreiberin von La Hague 

DWK 

EP2 

HAO 

HAW 

HTR 

GNS 

GGR 

LRQA 

LWR 

KFA 

NMU 

PKA 

PTB 

R7 

STE 

Tl 

THORP 

UP 

WVP 
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Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung 

Encapsulation Plant, Zementieranlage in Sellafield 

Haute Activite Oxide, Eingangsstufe für LWR­
Brennstoff in La Hague 

Hochradioaktiver Abfall 

Hochtemperaturreaktor 

Gesellschaft für Nuklear-Service 

Gas-Graphit-Reaktor 

Lloyd's Register of Quality Assurance 

Leichtwasserreaktor 

Kernforschungsanlage 

Niedersächsisches Umweltministerium 

Pilotkonditionierungsanlage 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt 

Verglasungsanlage in La Hague 

Station de Traitment des Effluents, Abfallbehandlung 
für Wasser und Schlämme in La Hague (STE3: 
B ituminierungsanlage) 

Zementieranlage 

Thermal Oxide Reprocessing Plant, Wiederaufarbei­
tungsanlage in England 

Usine de Plutonium (Plutoniumfabrik) 

Windscale Vitrification Plant, Verglasungsanlage in 
Sellafield 

KORREKTURHINWEISE FÜR 
RESTRISIKO NR. 5 
Seite 6, Abbildung 2: 
Im Kästchen rechts oben ersetze "GGR" durch "L WR". 

Seite 8, links: 
Letzte Zeile über dem Kasten: Ersetze "1970" durch 
"' 1980". 

Seite 10, Abbildung 4: 
Beim Kästchen "Lagerung von hochaktivem, flüssi­
gem Abfall" fehlt die Kurzbezeichnung "HAPF". Zu 
diesem Kästchen müßten von R2 und T2 Pfeile führen. 

Seite 13, Tabelle 1: 
Bei der Erklärung der Schreibweise, "9,38 mal 1014", 
muß die "14" natürlich hochgestellt sein. 

Seite 19, links: 
Bei dem Ereignis vom 02.01.80 ersetze "10 Zentime­
ter Länge" durch "100 Zentimeter Länge". 

Seite 19, rechts: 
Das Datum" 14.04.80" ist falsch, korrekt ist" 15 .04.80". 

Seite 24, Abbildung 11: 
Im Titel muß es statt "LWR-Verbrennstoff' heißen: 
"LWR-Brennstoff'. Die Zeile ganz unten in Klam­
mem muß lauten: "Die Flächen der Kästen sind der 
Maßzahl proportional". 

Seite 40, links: 
Bei Quellennachweis /4/: Statt "Tabelle 1" gehört 
"Abbildung 3". 

Seite 41, links: 
Bei Quellennachweis /11/, oben, gehört statt "03.13.84" 
richtig "03.12.84". 

Seite 41, rechts: 
In die Zeile über dem Kasten mit Korrekturhinweis 
gehört statt "3,7 x 10" natürlich "3,7 x 1016". 
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